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1 Einleitung 

Im Rahmen des Schlusspraktikums meines dualen Studiums in der Fachrichtung 

Staatsfinanzverwaltung und dem weiteren Einsatz auf diesem Dienstposten nach 

der Ernennung zur Beamtin auf Probe bin ich vom 13. Juli 2020 bis zum 

15. November 2020 in der Abteilung Besoldung im Thüringer Landesamt für Fi-

nanzen tätig gewesen. Sachbearbeiter in der Besoldung sind für die formelle und 

sachliche Prüfung der von den Mitarbeitern vorgenommenen Festsetzungen und 

Berechnungen sowie für alle in diesem Zusammenhang stehenden Arbeiten und 

ggf. die Feststellung der sachlichen Richtigkeit zuständig. Die Prüfung der Fest-

setzung von Erfahrungs- und Jubiläumsdienstalter gehören zum Tagesgeschäft. 

Im Zusammenhang mit den Festsetzungen des EDA kam es oft zu Nachfragen 

von Besoldungsempfängern, die von einem anderen Bundesland oder dem Bund 

nach Thüringen versetzt wurden, warum einige Beschäftigungszeiten, die beim 

vorherigen Dienstherren angerechnet wurden, nicht auch in Thüringen berück-

sichtigt werden. Diese Anfragen wurden größtenteils unter Verwendung des thü-

ringischen Besoldungsrechts erörtert. Mit dem Bundesrecht oder dem Landes-

recht anderer Bundesländer wurde sich kaum auseinandergesetzt. Dabei ist eine 

Gegenüberstellung der entsprechenden Vorschriften nicht uninteressant und es 

sollte in Betracht gezogen werden, wie andere Bundesländer in dieser Situation 

reagieren. Aus eigener Erfahrung im Thüringer Finanzministerium weiß ich, dass 

haushälterisch länderübergreifende Vergleiche üblich sind. In bisherigen Verglei-

chen von Bund und Ländern bzgl. des Besoldungsrechts wird lediglich die Höhe 

der Besoldung vergleichen, seltener jedoch die Erfahrungsstufen. 

Das Ziel dieser wissenschaftlichen Arbeit ist es diese Unterschiede anhand der 

Festsetzung der Erfahrungsstufen der Beamten beim Bund, FS Sachsen, FS 

Thüringen und FS Bayern zu untersuchen und herauszufinden, wessen Rege-

lungen über die Berücksichtigung der Erfahrungszeiten für den Beamten am 

großzügigsten sind.  
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2 Entstehungsgeschichte 

Nach dem Alimentationsprinzip1 als hergebrachter Grundsatz des Berufsbeam-

tentums nach Art. 33 Abs. 4 und 5 GG, ist der Dienstherr verpflichtet, dem Beam-

ten angemessene Dienst- und Versorgungsbezüge zu gewähren, so dass diese 

Bezüge ihm je nach Dienstrang und Verantwortung im Amt einen angemessenen 

Lebensunterhalt ermöglichen2. Das Festsetzen des EDA3 ist dabei ein wichtiger 

Bestandteil der Besoldung, um dem Beamten entsprechende DB zu garantieren. 

Um erhebliche Unterschiede in der Höhe der Besoldung zwischen den einzelnen 

Bundesländern und dem Bund für dessen Beamte zu vermeiden, wurde im Jahr 

1971 der Art. 74a GG eingefügt. Im Rahmen der konkurrierenden Gesetzgebung 

wurde dem Bund durch Art. 74a und Art 72 GG a.F. die Gesetzgebungskompe-

tenz für die Besoldung zugewiesen. Im Jahr 1975 wurde das BBesG als einheitli-

ches Gesetz geschaffen. Den Bundesländern war es jedoch möglich neben dem 

BBesG Landesbesoldungsgesetze zu schaffen, um Bezüge für Beamte zu re-

geln, deren Tätigkeiten nicht durch das BBesG erfasst wurden4. Mit Wirkung vom 

1. September 2006 wurde aufgrund der Föderalismusreform das Grundgesetz 

geändert. Der damals eingeführte Art. 74a GG wurde infolge dieser Änderung 

ersatzlos gestrichen, sodass die Gesetzgebungskompetenz für das Besoldungs-

recht wieder in die Zuständigkeit der Länder fiel5.  

Das Besoldungsdienstalter6 bestimmte das Aufsteigen in den Stufen der Bun-

desbesoldungsordnung A. Es begann am Ersten des Monats, in welchem der 

Beamte sein 21. Lebensjahr vollendet hat7. Der Beginn des Besoldungsdienstal-

ters wird um die Zeiten hinausgeschoben, in denen nach Vollendung des 31. 

Lebensjahrs kein Anspruch auf Besoldung als Beamter bestand. Genau handelt 

                                                 

1
Vgl. BVerfG, Bs. des 2. Senats v. 20.03.2007, 2 BvL 11/04 -, BVerfGE 117, 372-404, Rn. 36 

2
Vgl. Einbock GmbH: Alimentationsprinzip: Erklärung zum Begriff Alimentationsprinzip 

3
 früher Besoldungsdienstalter 

4
 Vgl. Schwegmann/Summer, Vorwort, Sätze 10-12 (September 2020) 

5
 Vgl. dejure.org Rechtsinformationssysteme GmbH: "Föderalismusreform" Synopse der Änderun-

gen des Grundgesetzes zum 1.9.2006 i.V.m. VG Bremen, Urt. v. 08.08.2017 – 6 K 1377/17 –, juris, 
Rn. 21 und Schwegmann/Summer, Teil C VI/01, Rn. 8 (September 2020) 
6
 Def.: damalige Berechnungsgrundlage für die Dienstbezüge von Beamten 

7
 Vgl. Dipl.-Verw. Uwe Tillmann: Besoldungsdienstalter (§ 28 BBesG) 
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es sich dabei um ein Viertel der Zeit bis zum vollendeten 35. Lebensjahr und da-

raufhin um die Hälfte der weiteren Zeit.8 

Hierbei warf sich die Frage auf, ob die Festsetzung der Besoldungsstufe nach 

den Lebensjahren altersdiskriminierend i. S. d. AGG ist. Beschäftigte dürfen näm-

lich gem. § 7 Abs. 1 AGG nicht wegen ihres Alters (§ 1 AGG) benachteiligt wer-

den.9 Der Generalanwalt ist der Auffassung, dass das System der Besoldungs-

dienstal-tersstufen zu einer altersbedingten Benachteiligung jüngerer Beamter 

führt, genauer zu einer Entgeltdiskriminierung i. S. v. Art.3 Abs.1  c Richtlinie 

2000/78. Er verweist auf das Urteil des EuGH vom 8. September 2011, C- 297/10 

und C-298/10, beidem ein ähnliches Besoldungssystem (BAT-

Lebensaltersstufen) vom EuGH bereits als diskriminierend bewertet wurde.10  

Der EuGH entschied daraufhin mit Urteil vom 19. Juni 2014, dass das Besol-

dungsdienstalter nach Maßgaben der §§ 27 und 28 BBesG a.F. zu einer unmit-

telbar auf dem Kriterium des Alters beruhenden Ungleichbehandlung im Sinne 

von Art. 2 Abs. 1 und 2a und Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie2000/78.11 

Durch die Überleitung der Beamten in das neue Besoldungsrecht aufgrund des 

DNeuG ist seit 1. Juli 2009 eine neue Besoldungsstruktur entstanden. Das bishe-

rige System des Aufstiegs in der Besoldungsgruppe A nach Dienstaltersstufen, 

bei denen das Lebensalter ausschlaggebend war, wurde abgeschafft. 

Ab Juli 2009 steigt kein Beamter mehr mit Erreichen eines bestimmten Lebensal-

ters, sondern nur nach Dienstzeiten, in denen bestimmte Leistungen erbracht 

werden. „Erfahrung[en resultieren] nicht allein aus einem höheren Lebensalter 

[...], sondern [erwachsen] vor allem aus einer konkreten beruflichen Tätigkeit 

[...].“12 Es ist demnach nicht mehr entscheidend, mit welchem Alter die Beamten 

in den öffentlichen Dienst eintreten. Unabhängig vom Alter richtet sich die Höhe 

der Besoldung in der jeweiligen Besoldungsgruppe danach, wann die Beamten in 

den öffentlichen Dienst eintreten und ob berücksichtigungsfähige Erfahrungszei-

                                                 

8
 Vgl. EuGH, Urt. v. 19.06.2014 – C – 501/12 bis C 506/12, C 540/12 und C – 541/12 -, juris, Rn. 40 

9
 Vgl. VG Hannover, Urt. v. 07.07.2017 – 13 A 4188/15 –, juris, Rn.: 40 Satz 2 

10
 Vgl. Dr. Martin Hensche: Besoldungsdienstalter und Altersdiskriminierung, EuGH-Generalanwalt 

Bot: Besoldungsdienstaltersstufen führen zu einer unzulässigen Diskriminierung wegen des Alters 
11

 EuGH, Urt. v. 19.06.2014 – C – 501/12 bis C 506/12, C 540/12 und C – 541/12 -, juris, Rn. 42-
43, 51-52 
12

 Vgl. Gesetzesentwurf der Bundesregierung vom 12.11.2007 
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ten vorliegen. Aufgrund von Unterbrechungen kann das EDA sogar hinausge-

schoben werden.  

Um das EDA festzusetzen, muss der Betroffene nach den einschlägigen Vor-

schriften Anspruch auf Besoldung haben. 
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3 Beamtenbesoldung 

Beamte, Richter und Soldaten haben nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BBesG, § 5 Abs. 1 

Satz 1 SächsBesG, § 3 Abs. 1 Satz 1 ThürBesG, Art. 4 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Art. 1 

Abs. 1 Satz 1 BayBesG Anspruch auf Besoldung, welche zum Dienstrecht ge-

hört.  

Der Besoldungsanspruch entsteht gem. § 3 Abs. 1 Satz 2 BBesG i.V.m.                          

§ 5 Abs. 1 Satz 2  SächsBesG, § 3 Abs. 1 Satz 2 ThürBesG, Art. 4 Abs. 1 Satz 2 

BayBesG mit dem Tag, an dem die Ernennung, Versetzung, Übernahme oder 

der Übertritt13 in den Dienst des Bundes oder der Länder wirksam wird, sowie 

beim Wechsel aus einem Amt der Besoldungsordnung B, R, W oder C in ein Amt 

der Besoldungsordnung A und der Einstellung eines ehemaligen Beamten, Rich-

ters, Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit in ein Amt der Besoldungsordnung. 

Die Besoldungsordnungen A und B regeln die Besoldung der Beamten, die fol-

gend im Vordergrund stehen. 

Die Besoldung setzt sich zusammen aus DB und sonstigen Bezügen. Zu den DB 

zählen unter anderem nach § 1 Abs. 2 BBesG i.V.m. § 2 Abs. 1 SächsBesG, § 1 

Abs. 2 ThürBesG, Art. 2 Abs. 2 BayBesG neben dem Familienzuschlag, der Aus-

landsbesoldung, Zulagen, Zuschlägen, Leistungsbezüge und Vergütungen auch 

das Grundgehalt, als Hauptbestandteil der DB. 

Das Grundgehalt des Beamten, Richters oder Soldaten bemisst sich nach der 

Besoldungsgruppe des ihm verliehenen Amtes nach § 19 Abs. 1 Satz 1 BBesG 

i.V.m. § 22 Abs. 1 Satz 1 SächsBesG, § 17 Abs. 1 Satz 1 ThürBesG, Art. 20 Abs. 

1 Satz 1 BayBesG und der für ihn geltenden Stufe nach § 27 Abs. 1 Satz 1 

BBesG i.V.m. § 33 Abs. 1 Satz 1 SächsBesG, § 24 Abs. 1 Satz 1 ThürBesG, Art. 

30 Abs. 1 Satz 1 BayBesG. Bei Beamten ist auf das Amt im statusrechtlichen 

Sinne abzustellen.14  

Die Stufe wird mit Wirkung vom Ersten des Monats festgesetzt, in dem die Er-

nennung wirksam wird (vgl. § 27 Abs. 2 Satz 2 BBesG i.V.m. § 27 Abs. 1 Satz 4 

                                                 

13
 Vgl. VG Düsseldorf, Urt. v. 02.06.2016 – 13 K 5507/15-, juris, Rn. 18-19 

14 Schwegmann/Summer, Teil A II/1.2.2 Nr. 3, § 27 BBesG, Rn. 15 (Juni 2018) 
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SächsBesG, § 24 Abs. 1 Satz 2 ThürBesG, Art. 30 Abs. 1 Satz 5 BayBesG).15 

Die nächsthöhere Stufe kann nur nach Zeitablauf und anforderungsgerechten 

Leistungen erreicht werden.16  

3.1  Berücksichtigungsfähige Zeiten 

Bei der erstmaligen Übernahme in ein Beamtenverhältnis bei einem Dienstherrn 

im Geltungsbereich des entsprechenden Besoldungsgesetzes kann ausnahms-

weise eine höhere Stufe als die Anfangsstufe festgesetzt werden, wenn bei dem 

Beamten Erfahrungszeiten i. S. d. entsprechenden Vorschriften anerkannt wer-

den können.  

3.1.1 Allgemeine Schulausbildung 

Die Zeit der allgemeinen Schulausbildung wird weder beim Bund noch bei den 

Bundesländern Sachsen, Thüringen oder Bayern als Erfahrungszeit berücksich-

tigt. 

3.1.2 Beamter auf Widerruf im Vorbereitungsdienst und 

Referendariatszeit 

Im Gegensatz zur allgemeinen Schulausbildung handelt es sich beim Vorberei-

tungsdienst und der Referendariatszeit zwar um einen öffentlichen Dienst, 

nichtsdestotrotz können diese nicht als Erfahrungszeit berücksichtigt werden. Es 

handelt sich hierbei lediglich um eine Zugangsvorrausetzung und eine Ausbil-

dung wird zudem nicht hauptberuflich17 ausgeübt, da sie „nicht die Entgelterzie-

lung, sondern der Qualifikationserwerb im Vordergrund“18 steht. 

3.2  Besonderheiten 

Ausnahmen vom Grundsatz, dass das Grundgehalt nach Stufen bemessen wird 

sind nur dann zulässig, wenn das Gesetz etwas Abweichendes bestimmt. Der 

                                                 

15
 Vgl. Schwegmann/Summer, Teil A II/1.2.2 Nr. 5.2, § 27 BBesG, Rn. 28 (Juni 2018) 

16
 Vgl. ebenda Nr. 4.2, § 27 BBesG, Rn. 25 (Juni 2018) 

17
 Vgl. Ziff. 4.1.2 Abs. 2 im Fließtext 

18
 VG Ansbach, Urt. v. 30.08.2017 – AN 11 K 16.00708-, juris, Rn. 20 
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Grundsatz der Bemessung des Grundgehaltes betrifft Beamten und Soldaten der 

Bundesbesoldungsordnung A sowie Richter der Bundesbesoldungsordnung R in 

den Besoldungsgruppen R 1 und R 2. Für die Personen der Bundesbesoldungs-

ordnung B, W und R (R 3 bis R 10) sowie für Anwärter ergibt sich die Höhe des 

Grundgehaltes unmittelbar aus der entsprechenden Besoldungsordnung. Es er-

folgt für diese Personen keine Stufenbemessung. Eine Stufenbemessung i. S. d. 

Grundsatzes findet bei der Besoldungsordnung C ebenfalls nicht statt.19 

                                                 

19
 Schwegmann/Summer, Teil A II/1.2.2 Nr. 4.1, § 27 BBesG, Rn. 22 (Juni 2018) 
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4 Erfahrungsdienstalter beim Bund  

Der Aufstieg in eine nächsthöhere Stufe erfolgt gem. § 27 Abs. 1 Satz 2 BBesG 

nach bestimmten Dienstzeiten, in denen anforderungsgerechte Leistungen er-

bracht wurden (Erfahrungszeiten). 

Sofern keine berücksichtigungsfähigen Zeiten nach § 28 Abs. 1 bis 3 BBesG an-

erkannt werden, wird gem. § 27 Abs. 2 Satz 1 bis 2 BBesG ein Grundgehalt der 

Stufe 1 festgesetzt. Dies erfolgt bei der ersten Ernennung mit Anspruch auf DB 

des Beamten zum Ersten des Monats, indem das entsprechende Ereignis wirk-

sam wird.  

Das Grundgehalt steigt ausgehend von der Stufe 1 gem. § 27 Abs. 3 Satz 1 

BBesG nach Erfahrungszeiten von zwei Jahren in der Stufe 1, von jeweils drei 

Jahren in den Stufen 2 bis 4 und von jeweils vier Jahren in den Stufen 5 bis 7. 

Bei Beamten in den Laufbahnen des einfachen Dienstes (Besoldungsgruppe A 2 

bis A 6) werden die Laufzeiten in den Stufen 5 bis 7 auf drei Jahre verkürzt.20 

4.1 Berücksichtigungsfähige Zeiten 

Die Vorschrift des § 28 Abs. 1 BBesG regelt, welche Zeiten für Beamte bei der 

ersten Stufenfestsetzung als Erfahrungszeiten im Sinne des § 27 Abs. 1 Satz 2 

BBesG und des § 27 Abs. 3 BBesG anzuerkennen sind oder anerkannt werden 

können.21 Dies wiederum bewirkt, dass der Beamte oder Soldat früher in den 

Stufen des Grundgehaltes aufsteigt. Die Zeiten nach § 28 Abs. 1 BBesG sind 

zwingend anzuerkennen, da der Wortlaut der Vorschrift für die zuständige Be-

hörde kein Ermessenspielraum lässt.  

4.1.1 Kinderbetreuungs- und Pflegezeiten 

Als Erfahrungszeiten nach § 28 Abs. 1 Satz 1 BBesG werden auch Zeiten einer 

Kinderbetreuung von bis zu drei Jahren für jedes Kind (Kinderbetreuungszeiten) 

und Zeiten der tatsächlichen Pflege von nahen Angehörigen, die nach ärztlichem 

                                                 

20
 Schwegmann/Summer, Teil A II/1.2.2 Nr. 6, § 27 BBesG, Rn. 33,35 (Juni 2018) 

21
 Plog Wiedow/ Luchterhand, Punkt III 2, § 28 BBesG, Rn. 70 (BBG 382; August 2017) i.V.m. 

VG Düsseldorf, Urt. v. 02.06.2016 – 13 K 5507/15 -, juris, Rn. 20 
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Gutachten pflegebedürftig sind, von bis zu drei Jahren für jeden dieser Angehöri-

gen (Pflegezeiten), anerkannt. 

4.1.1.1 Kinderbetreuungszeiten 

Dies wird durch die Voraussetzungen in § 28 Abs. 1 Satz 4 Nr.1 BBesG genauer 

geregelt. Danach muss mindestens ein Kind betreut oder erzogen werden und 

der Betroffene darf keiner bzw. keiner vollen Erwerbstätigkeit nachgehen. 

Kinder sind dabei nach der VwV Nr. 28.1.7.1 und 28.1.7.2 BBesG minderjährige 

unverheiratete leibliche Kinder, angenommene Kinder wie auch Kinder, für die 

der Besoldungsempfänger oder der während dieser Zeit mit ihm in häuslicher 

Gemeinschaft wohnende Ehegatte bzw. eingetragene Lebenspartner einen vor-

rangigen Kindergeldanspruch hatte. Behinderte volljährige Kinder sind berück-

sichtigungsfähig, wenn sie wegen der Schwere ihrer Behinderung ständig betreut 

werden müssen. Als Kinderbetreuungszeiten werden daher insbesondere Zeiten 

innerhalb einer Mutterschutzfrist und einer Elternzeit anerkannt (vgl. VwV Nr. 

28.1.7.4 BBesG). Wird die Kinderbetreuung überwiegend von Dritten übernom-

men, können diese Zeiten nicht nach § 28 Abs. 1 Satz 4 BBesG anerkannt wer-

den. Handelt es sich jedoch um eine zeitweilige Beteiligung von Dritten z.B. wäh-

rend eines Urlaubes, ist dies unschädlich (vgl. VwV Nr. 28.1.7.5 BBesG). 

Ebenfalls unschädlich ist eine Teilzeitbeschäftigung neben der Kinderbetreuung, 

wenn sie 30 Stunden der regelmäßigen Arbeitszeit nicht überschreitet. 

Es ist unerheblich, ob in der Zeit der Kinderbetreuung ein hauptberufliches Be-

schäftigungsverhältnis bestand oder nicht. „Für eine Anerkennung von Kinderbe-

treuungszeiten ist nicht erforderlich, dass diese während eines Dienst- oder Ar-

beitsverhältnisses angefallen sind.“22 

Außerdem können nach Ermessen der zuständigen Behörde Zeiten ohne Be-

schäftigung als Kinderbetreuungszeiten anerkannt werden. Soweit sich ein ange-

strebter Abschluss eines Studiums oder eine Berufsausbildung während der Kin-

                                                 

22
 Schwegmann/ Summer, Teil A II Nr.1.2.12, § 28 BBesG, Rn. 42 
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derbetreuung verschiebt, kann diese Zeit um den Umfang des Aufschubs eben-

falls angerechnet werden.23 

Eine Kinderbetreuungszeit kann gem. VwV Nr. 28.1.7.13 BBesG für jedes Kind 

drei Jahre in Anspruch genommen werden, unabhängig davon, ob eine andere 

Person für dieses Kind ebenfalls Kinderbetreuungszeit in Anspruch nimmt.  

4.1.1.2 Pflegezeiten 

Als Erfahrungszeit i. S. d. § 28 Abs. 1 Satz 4 Nr.2 BBesG gilt auch die Pflege von 

nahen Angehörigen. Zu den nahen Angehörigen zählen gem. 

VwV Nr. 28.1.8.1 BBesG Eltern, Schwiegereltern, Ehegatten, Geschwister, Kin-

der24, eingetragene Lebenspartner und deren Eltern. Diese sind pflegebedürftig, 

wenn sie die Voraussetzungen des §§ 14, 15 SBG XI erfüllen. Bei der überwie-

genden Pflege des Angehörigen durch Dritte, kann diese Pflegezeit nicht berück-

sichtigt werden. Bei der Berücksichtigung einer Teilzeit wird auf Ziff. 4.1.1.1 

Abs. 3 verwiesen. Die Pflegezeit kann ebenfalls für jeden Angehörigen drei Jahre 

in Anspruch genommen werden. Etwaige Zeiten darüber hinaus werden nicht 

mehr als Erfahrungszeiten berücksichtigt. 

4.1.2 Zeiten einer gleichwertigen hauptberuflichen Tätig-

keit  

Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit außerhalb eines Soldatenverhältnisses im 

Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Sinne des § 29 BBesG oder im 

Dienst von öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften und ihren Verbänden 

sind nach § 28 Abs. Satz 1 Nr. 1 BBesG als Erfahrungszeiten anzurechnen.  

Eine Voraussetzung hierfür ist, dass es sich um eine gleichwertige Tätigkeit han-

delt. Eine Tätigkeit wird als gleichwertig angesehen, wenn sie ihrer Bedeutung 

bzw. Schwierigkeit nach mindestens der einer Tätigkeit der jeweiligen Laufbahn-

gruppe entspricht. Fachrichtung und Funktion bleiben beim Beurteilungsspiel-

                                                 

23
 Vgl. Plog Wiedow/ Luchterhand, Punkt I 2.1.2.1, § 28 BBesG, Rn. 9 (BBG 382, August 2017) 

24
 Vgl. Ziff. 4.1.1.1 Abs. 2 im Fließtext 
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raum der Behörde unberücksichtigt.25 Bei vorherigen Tätigkeiten in einem tarifli-

chen Arbeitsverhältnis bei einem öffentlichen Dienstherrn ist ein wichtiger An-

haltspunkt die tarifrechtliche Eingruppierung, besonders die tarifliche Wertein-

schätzung (vgl. VwV Nr. 28.1.1.4 BBesG). Nicht gleichwertige Zeiten wie Dienst-

zeiten in einer niedrigeren Laufbahngruppe können als förderliche Zeiten im 

Sinne von § 28 Abs. 2 Satz 1 bzw. § 28 Abs. 3 Satz 2 BBesG berücksichtigt wer-

den.  

Um die Zeit nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BBesG anzuerkennen, muss die Tätig-

keit das Tatbestandsmerkmal der Hauptberuflichkeit erfüllen. Eine Tätigkeit gilt 

als hauptberuflich, wenn sie gegen Entgelt ausgeübt wird und gewollter Maßen 

den Schwerpunkt der beruflichen Tätigkeit darstellt. Dies ist der Fall, wenn der 

überwiegende Teil der Arbeitskraft für diese Tätigkeit in Anspruch genommen 

wird und dem durch Ausbildung und Berufswahl geprägten Berufsbild entspricht. 

Hierbei ist jedoch zu beachten, dass auch eine Tätigkeit, die weniger als die Hälf-

te der für Beamten geltenden regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit in An-

spruch nimmt, hauptberuflich sein kann, wenn sie nach den Lebensumständen 

des Betroffenen dessen Tätigkeitsschwerpunkt bildet.26 Die zeitliche Untergrenze 

der Hauptberuflichkeit richtet sich nach dem zeitlichen Mindestumfang der grund-

sätzlich allen Beamten eröffneten Teilzeitbeschäftigung.27 Sollte ein Beamter 

mehrere Beschäftigungsverhältnisse zur gleichen Zeit ausgeübt haben, müssen 

die gleichwertigen Tätigkeiten auch zeitlich überwiegen.28 Wenn der Beamte zwei 

Tätigkeiten mit einer gleichen oder annähernd gleichen Teilzeitquote ausgeübt 

hat, kommt es auf den tatsächlichen inhaltlichen Schwerpunkt an (vgl. VwV Nr. 

28.1.1.8 BBesG). 

Ein Ausschlusskriterium des § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BBesG ist für Beamte eine 

hauptberufliche Tätigkeit, die Voraussetzung für den Erwerb der Laufbahnbefähi-

gung oder für Soldaten eine hauptberufliche Tätigkeit, die Voraussetzung für die 

Einstellung mit einem Dienstgrad einer Besoldungsgruppe bis A 13. 

                                                 

25
 Vgl. Plog Wiedow/ Luchterhand, Punkt I 2.1.1.1, § 28 BBesG, Rn. 9 (BBG 382, August 2017)  

26 Vgl. ebenda, Rn. 9 (BBG 382, August 2017) i.V.m. BVerwG, Urteil vom 25.05.2005 – 2 C 20/04 –, 

juris, Rn.19 
27

 Vgl. BVerwG, Urt. v. 25.05.2005, 2 C 20/04, Rn. 20-23; VG Greifswald, Urt. v. 13.01.2020 – 6 A 
2149/17 HGW-, juris; Rn. 25-26 
28

 Schwegmann/Summer, Teil A II/1.2.2 Nr. 5, § 28 BBesG, Rn. 16 (November 2018) 
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4.1.3 Zeiten als Berufssoldat oder Soldat auf Zeit 

Unabhängig von der Gleichwertigkeit oder der Hauptberuflichkeit der Tätigkeit 

werden Zeiten in einem Dienstverhältnis als Soldat auf Zeit oder Berufssoldat in 

der Bundeswehr sowie für Zeiten als Eignungsübender (§ 87 SG) oder in einem 

Wehrdienstverhältnis besonderer Art (§ 6 Einsatzweiterverwendungsgesetz) bei 

der Stufensetzung berücksichtigt. Diese Zeiten können gegebenenfalls mit ande-

ren Zeiten zusammengerechnet werden. Außerdem werden Zeiten innerhalb des 

Soldatenverhältnisses, die Ausbildungszwecken dienen, ebenfalls berücksichtigt 

(vgl. VwV Nr. 28.1.2.1 BBesG).  

4.1.4 Zeiten eines Wehrdienstes, Zivildienstes, Bundes-

freiwilligendienstes, Entwicklungsdienstes oder eines 

freiwilligen sozialen oder ökologischen Jahres  

Zeiten eines Wehr-, Zivil-, Freiwilligen- oder Entwicklungsdienst, sind gem. 

§ 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BBesG anzuerkennen, wenn diese mindestens vier Mo-

nate und längstens zwei Jahre abgeleistet wurden. Dies umfasst insbesondere 

Zeiten eines Grundwehrdienstes (§ 5 WPflG), eines freiwilligen zusätzlichen 

Wehrdienstes im Anschluss an den Grundwehrdienst (§ 6b WPflG), freiwilligen 

Wehrdienst (§ 58b SG), Wehrübungen (§ 6 WPflG), besondere Auslandsverwen-

dungen (§ 6a WPflG), Hilfeleistungen im Inneren oder im Ausland (§§ 6c, 6d 

WPflG), unbefristeten Wehrdienst im Spannungs- und Verteidigungsfall, Zivil-

dienst (ZDG), wehrpflichtbefreienden anderen Dienst im Ausland (§ 14b Absatz 1 

ZDG), freiwilligen Wehrdienst (Abschnitt 7 WPflG), einen Bundesfreiwilligendienst 

(BFDG), Entwicklungsdienst nach dem Entwicklungshelfer-Gesetz, ein freiwilliges 

soziales         oder ökologisches Jahr (JFDG) und Zeiten eines in der DDR oder 

im Ausland geleisteten Wehrdienst.29 Tätigkeiten im Zivil- oder Katastrophen-

schutzdienst hingegen, die nicht hauptberuflich ausgeübt wurden, sind nicht an-

erkennungsfähig (vgl. VwV Nr. 28.1.3.4 BBesG).  

Entsprechende Zeiten verschiedener Dienste, die nicht mindestens vier Monate 

abgeleistet wurden, sind nicht zusammenzurechnen.  

                                                 

29
 Vgl. Schwegmann/Summer, Teil A II/1.2.2 Nr. 7, § 28 BBesG, Rn. 22 (November 2018) 
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4.1.5 Verfolgungszeiten 

Die Vorschrift des § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BBesG umfasst die Berücksichtigung 

von Verfolgungszeiten i.S.d. Rehabilitierungsgesetzes. Danach ist „Sinn und 

Zweck der Vorschrift […] die Vermeidung von Nachteilen bei der Festsetzung der 

Stufe des Grundgehaltes durch verfolgungsbedingte Ausfallzeiten in dem Bei-

trittsgebiet. Diese Regelung eröffnet den Opfern politischer Verfolgung in dem 

Zeitraum vom 8. [Mai] 1945 bis zum 2. [Oktober] 1990, die in der Sowjetischen 

Besatzungszone oder der Deutschen Demokratischen Republik (Gebiet i. S. d. 

Art. 3 des Einigungsvertrages, sog. Beitrittsgebiet) einen Eingriff in die berufsbe-

zogene Ausbildung oder den Beruf erlitten haben, eine Rehabilitierung durch die 

jeweils nach § 17 Abs. 2 und 3 BerRehaG zuständigen Rehabilitierungsbehör-

den.“30 Voraussetzung für die Anrechnung solcher Verfolgungszeiten nach dem 

BerRehaG bei der Stufenfestsetzung nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BBesG ist 

jedoch, dass eine Erwerbstätigkeit, die einem Dienst bei einem öffentlich-

rechtlichen Dienstherrn (§ 29 BBesG) entspricht, aufgrund der politischen Verfol-

gung nicht ausgeübt werden konnte. Zudem muss die Tätigkeit, die aufgrund der 

Verfolgung nicht ausgeübt werden konnte, hauptberuflich31 sein und das Merkmal 

„im Dienst“ erfüllen.32 

Als ein Verfolgter zählt gem. § 1 Abs. 1 BerRehaG, wer in der Zeit vom 8. Mai 

1945 bis zum 2. Oktober 1990 infolge einer in dem Beitrittsgebiet33 zu Unrecht 

erlittenen Freiheitsentziehung34 durch eine hoheitliche Maßnahme35 oder durch 

eine andere Maßnahme, soweit diese der politischen Verfolgung diente, zumin-

dest zeitweilig weder seinen bisher ausgeübten, begonnenen, erlernten oder 

durch den Beginn einer berufsbezogenen Ausbildung nachweisbar angestrebten 

noch einen sozial gleichwertigen Beruf ausüben konnte. 

Verfolgungszeit umfasst demnach den gem. § 1 Abs. 2 BerRehaG festgestellten 

Zeitraum einer zu Unrecht erlittenen Freiheitsentziehung oder eines Gewahrsams 

                                                 

30
 Schwegmann/Summer, a.a.O. Nr. 8, § 28 BBesG, Rn. 25-26 (November 2018)  

31
 Vgl. Ziff. 4.1.2 Abs. 2 

32
 Vgl. Schwegmann/Summer, Teil A II/1.2.2 Nr. 8, § 28 BBesG, Rn. 29 Satz 2 (November 2018)  

33
 in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiete 

34
 infolge eines Gewahrsams nach § 25 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 oder 2 des Strafrechtlichen Rehabilitie-

rungsgesetzes 
35

 nach § 1 des Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes 
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sowie die Zeit, in welcher der Verfolgte auf Grund einer Maßnahme nach § 1 

Abs. 1 Nr. 3 oder 4 BerRehaG oder als Folge einer Maßnahme nach § 1 Abs. 1 

Nr. 1 oder 2 BerRehaG seine bisherige oder eine angestrebte Erwerbstätigkeit 

nicht ausgeübt oder ein geringeres Einkommen als aus der bisherigen Erwerbs-

tätigkeit erzielt hat (§ 2 Abs. 1 Satz 1 BerRehaG). 

4.1.6 Zeiten einer Zulassung zu einer Laufbahn mit be-

sonderen Anforderungen 

In einigen Bereichen gibt es spezielle laufbahnrechtliche Anforderungen für die 

Zulassung zu einer Laufbahn. Die Möglichkeit der Anerkennung von Zeiten, in 

denen für die Zulassung zu einer Laufbahn besondere Voraussetzungen gelten 

ist in § 28 Abs. 1 Satz. 2 BBesG geregelt. Um eine Schlechterstellung im Ver-

hältnis zu vergleichbaren Laufbahnbewerbern zu vermeiden, werden Zeiten, wel-

che die allgemeinen Zulassungsanforderungen übersteigen, als Erfahrungszeiten 

berücksichtigt. Voraussetzung ist hier die Zustimmung des Bundesministeriums 

des Innern, welches das federführende Ressort für das Dienstrecht des Bundes 

ist.36 

4.1.7 Zeiten der Mitgliedschaft im Bundestag 

Das Abgeordnetengesetz nennt neben den Vorschriften des Besoldungsgeset-

zes weitere Zeiten, die ebenfalls bei der Festsetzung des EDA zu berücksichti-

gen sind. 

Die Zeit der Mitgliedschaft im Bundestag wird gem. § 23 Abs. 5 AbgG auf Antrag 

als Dienstzeit im Sinne des Besoldungsrechts berücksichtigt, soweit für diese Zeit 

keine Versorgungsabfindung gezahlt wurde. 

4.1.8 Förderliche Zeiten 

Weitere hauptberufliche37 Zeiten, die nicht Voraussetzung für den Erwerb der 

Laufbahnbefähigung (vgl. VwV Nr. 28.2.1.7 BBesG) sind, können gem. § 28 Abs. 

                                                 

36
 Vgl. Schwegmann/Summer, Teil A II/1.2.2 Nr. 9, § 28 BBesG, Rn. 34 (November 2018)  

37
 Vgl. Ziff. 4.1.2 Abs. 2 



15 

 

2 Satz 1 BBesG nach Ermessen der zuständigen Behörde ganz oder teilweise im 

Sinne des § 27 Abs. 3 BBesG anerkannt werden, soweit diese für die Verwen-

dung förderlich sind. Diese Vorschrift findet jedoch ausschließlich auf Beamte 

Anwendung.38 Der Begriff der Förderlichkeit unterliegt als unbestimmter Rechts-

begriff der gerichtlichen Kontrolle. Die zuständige Behörde hat bei der Auslegung 

des Begriffes einen Beurteilungsspielraum und steht somit im Ermessen der Be-

hörde.39 „Eine Tätigkeit ist ‚förderlich‘ im Sinne des § 28 Abs. [2 Satz 1 BBesG], 

wenn sie für die Dienstausübung der Beamtin oder des Beamten nützlich bzw. 

von konkretem Interesse ist, d.h. wenn diese entweder erst aufgrund der früher 

gewonnenen Fähigkeiten und Erfahrungen ermöglicht oder wenn sie jedenfalls 

erleichtert und verbessert wird. Bei der Bewertung der Förderlichkeit einer beruf-

lichen Vortätigkeit sind alle möglichen Tätigkeiten innerhalb der Laufbahngruppe 

und nicht bloß der zuerst ausgeübte Dienstposten in den Blick zu nehmen.“40  

4.1.9 Zeiten für einen Masterabschluss oder gleichwerti-

gen Abschluss 

Wie unter Ziff. 3.1.2 Bereits beschrieben, werden Zeiten in einem Beamtenver-

hältnis auf Widerruf aufgrund des Bezugs von Anwärterbezügen nach 

§ 59 Abs. 1 BBesG, anstelle von DB i.S.d. § 1 Abs. 2 BBesG bei der ersten Stu-

fenfestsetzung nicht berücksichtigt. Diese Regelung gilt jedoch nicht bei Verbe-

amtungen im höheren Dienst. Wird für die Einstellung bzw. Verbeamtung ein mit 

Master abgeschlossenes Hochschulstudium oder ein vergleichbarer Abschluss 

vorausgesetzt, ist pauschal eine Erfahrungszeit von zwei Jahren anzuerkennen 

(vgl. VwV Nr. 28.1.1.10 BBesG)..41  

4.1.10 Anerkennung zusätzlicher Qualifikationen 

Im Zuge einer Ermessensentscheidung nach § 28 Abs. 2 Satz 3 BBesG können 

im Einzelfall auch Zeiten, die für eine zusätzliche Qualifikation aufgewandt wur-

den als Erfahrungszeit i. S. d. § 27 Abs. 3 BBesG berücksichtigt werden. „Der 

                                                 

38
 Vgl. Schwegmann/Summer, a.a.O. Nr. 14, § 28 BBesG, Rn. 49 Satz 2 (November 2018)  

39
 Vgl. VwV Nr. 28.2.1.3 BBesG 

40
OVG NRW, Urt. v. 17.08.2018 – 1 A 1044/16 -, juris, Rn. 42; Vgl. VG Köln, Urt. v. 01.07.2013 – 

15 K 4360/12 –, juris, Rn. 11 S. 2  
41

 Vgl. VG Ansbach, Urt. v. 30.08.2017 – AN 11 K 16.00708 –, juris, Rn. 39 
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Begriff ‚in besonderen Einzelfällen‘ ist ein unbestimmter Rechtsbegriff, der als 

tatbestandliche Voraussetzung voll verwaltungsgerichtlich nachprüfbar ist. Der 

Wortlaut der Vorschrift setzt einen äußerst strengen Maßstab an das Vorliegen 

dieser besonderen Konstellation. Ein besonderer Einzelfall muss sich von der 

Masse der Fälle in hohem Maße abheben.“42 Im Gesetz wird als Einzelfall insbe-

sondere das Erfordernis zur Deckung des Personalbedarfs genannt. Hierfür 

muss der Personalbedarf andernfalls nicht ausreichend gedeckt sein. 

4.2 Hinausschieben des Erfahrungsdienstalters 

Nimmt der Beamte Zeiten ohne DB in Anspruch, verzögert sich gem. § 27 Abs. 3 

Satz 3 BBesG der Aufstieg um diese Zeiten, soweit in § 28 Absatz 5 BBesG nicht 

etwas Anderes geregelt ist. Die Unterbrechungszeit reicht vom ersten Tag ohne 

Anspruch auf Bezüge nach § 1 Abs. 2 BBesG bis zum Vortag der Wiederauf-

nahme der Bezügezahlung. Tage, die keinen vollen Monat mehr ergeben, blei-

ben unberücksichtigt, und werden folglich nicht auf die Unterbrechungszeit mit 

angerechnet.  

4.2.1 Ausnahmen 

Abweichend vom § 27 Abs. 3 Satz 3 BBesG benennt die Vorschrift des                                  

§ 28 Abs. 5 BBesG abschließend Zeiten, die im Rahmen eines Dienstverhältnis-

ses nicht zur Verzögerung des Stufenaufstieges führen, obwohl in diesen Zeiten 

keine DB bezogen wurden.43  

Da Unterbrechungszeiten gem. § 27 Abs. 3 Satz 4 BBesG auf ganze Monate 

abzurunden sind, verzögern Unterbrechungen von weniger als einen Monat das 

Aufsteigen in den Stufen nicht.  

                                                 

42
 VG Ansbach, Urt. v. 30.08.2017 – AN 11 K 16.00708 –, juris, Rn. 40 S. 4 

43
 Vgl. Plog Wiedow/ Luchterhand, Punkt III 6, § 28 BBesG, Rn. 179 (BBG 382; August 2017) 
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4.2.1.1 Kinderbetreuungs- und Pflegezeiten 

Kinderbetreuungszeiten44 und Pflegezeiten45 verzögern gem. § 28 Abs. 5 

Nr. 1 BBesG den Aufstieg in den Stufen des Grundgehaltes nicht. 

4.2.1.2 Beurlaubung ohne Dienstbezüge  

Zeiten einer Beurlaubung ohne DB verzögern gem. § 28 Abs. 5 Nr. 2 BBesG den 

Stufenaufstieg nicht, soweit die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimm-

ten Stelle schriftlich oder elektronisch ein dienstliches Interesse oder öffentliches 

Belange an der Beurlaubung anerkennt.46 Bezüglich des dienstlichen Interesses 

oder des öffentlichen Belangens hat der Dienstherr einen Ermessensspielraum.47 

Dienstliches Interesse oder öffentliches Belange eines Urlaubes ist gegeben, 

wenn der Dienstherr mit der Gewährung dieses Urlaubes nach der gegebenen 

Bedarfslage konkrete dienstliche Zwecke verfolgt.48  

4.2.1.3 Zeiten nach dem Arbeitsplatzschutzgesetz  

Die Vorschrift des § 28 Abs. 5 Nr. 3 BBesG bezieht sich auf § 9 ArbPlSchG. 

Nach § 9 Abs. 1 ArbPlSchG wird ein Beamter im Fall seiner Einberufung zum 

Grundwehrdienst für die Dauer dieses Grundwehrdienstes ohne Bezug von Be-

zügen beurlaubt. Dem Beamten dürfen nach § 9 Abs. 7 ArbPlSchG keine Nach-

teile entstehen, die aufgrund von Abwesenheitszeiten durch den Wehrdienst ent-

standen sind. 

4.2.1.4 Eignungsübung  

Die Vorschrift des § 28 Abs. 5 Nr. 4 BBesG vollzieht die Schutzvorschrift des                

§ 7 Absatz 3 Satz 1 Eignungsübungsgesetz nach. Eine Eignungsübung stellt 

eine Zeit zur Verpflichtung zu einer Übung zur Auswahl von freiwilligen Soldaten 

                                                 

44
 Vgl. Ziff. 4.1.1.1 

45
 Vgl. Ziff. 4.1.1.2 

46
 Vgl. VG Bremen, Bs. v. 23.07.2020 – 6 K 1328/18 –, juris, Rn.: 20 

47
 Vgl. VGH Baden-Württemberg, Bs. v. 27.03.2009 – 4 S 2150/08 -, juris, Rn. 4, 6, 9 

48
 Vgl. BVerwG, Bs. v.08.11.1977 – 1 WB 143.76 -, BVerwGE 53, 340-344, Leitsatz 3 
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dar (vgl. VwV Nr. 28.5.2.4 BBesG) und ist somit unschädlich für den Stufenauf-

stieg.  

4.2.1.5 Kommunales Wahlbeamtenverhältnis  

Während der Zeit eines kommunalen Wahlbeamtenverhältnisses wird keine Be-

soldung im Sinne des § 1 Abs. 2 und 3 BBesG gezahlt, da das bisherige Dienst-

verhältnis ruht. Dennoch wird nach Rückkehr in das eigentliche Dienstverhältnis 

der Stufenaufstieg fiktiv nachgerechnet und verzögert den Stufenaufstieg gem.                    

§ 28 Abs. 5 Nr. 5 BBesG nicht. 
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5 Erfahrungsdienstalter beim Freistaat Sachsen 

Im Zuge der ersten Ernennung mit Anspruch auf DB im Geltungsbereich des 

SächsBesG wird grundsätzlich das Grundgehalt der Stufe festgesetzt, die in der 

jeweiligen Besoldungsgruppe erstmals mit einem Grundgehaltsbetrag belegt ist. 

Dies wird gem. § 27 Abs. 1 Satz 2 SächsBesG als Anfangsstufe bezeichnet. 

Nach der erstmaligen Festsetzung der für den Beamten maßgebenden Stufe, 

steigt das Grundgehalt nach § 27 Abs. 2 Satz 2 SächsBesG bis zur fünften Stufe 

im Abstand von zwei Jahren, bis zur neunten Stufe im Abstand von drei Jahren 

und darüber hinaus im Abstand von vier Jahren bis zur jeweiligen Endstufe der 

Besoldungsgruppe.  

5.1 Berücksichtigungsfähige Zeiten  

Von der Zuordnung zur Anfangsstufe nach § 27 Abs. 1 Satz 2 SächsBesG wird 

nach § 27 Abs. 1 Satz 3 SächsBesG abgewichen, wenn bei der erstmaligen Stu-

fenfestsetzung berücksichtigungsfähige Zeiten vorliegen. Die Anerkennung von 

Erfahrungszeiten richtet sich bei sächsischen Beamten nach § 28 SächsBesG. 

Berücksichtigungsfähige Vordienstzeiten gem. § 28 Abs. 1 SächsBesG sind 

zwingend zu berücksichtigen, da hier nach Wortlaut der Vorschrift die zuständige 

Behörde kein Ermessen innehat.  

 

5.1.1 Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit im öffentli-

chen Dienst 

Zeiten einer hauptberuflichen49 (§ 3 SächsBesG) Tätigkeit im öffentlichen Dienst 

eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 4 SächsBesG) oder im Dienst von öf-

fentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften und ihren Verbänden werden gem.  

§ 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SächsBesG i.V.m. VwV Nr. 28.1.1 Satz 1 SächsBesG 

bei der Stufenfestsetzung berücksichtigt. „Öffentlich-rechtliche Religionsgesell-

                                                 

49 Vgl. VwV Nr. 3.2.2 Satz 6-12 SächsBesG i.V.m. Ziff. 4.1.2 Abs. 2 im Fließtext 
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schaften sind solche Religionsgesellschaften, die seit jeher (kirchliche, nicht 

staatliche) Körperschaften des öffentlichen Rechts sind oder denen dieser Status 

verliehen wurde.“50 Die Tätigkeit darf weiterhin keine laufbahnrechtliche Zu-

gangsvoraussetzung nach § 17 SächsBG sein. Anders als beim Bund muss die 

Tätigkeit hier nicht zwingend gleichwertig sein.  

5.1.2 Zeiten eines Wehrdienstes oder eines Zivildienstes 

Verzögert sich der Beginn eines Dienstverhältnisses aufgrund eines Wehr- oder 

Zivildienstes, sind diese Zeiten gem. § 28 Abs. 1 Nr. 2 SächsBesG i.V.m. §§ 9 

Abs. 7, 12 Abs. 2 ArbPlSchG, § 58b SG und § 78 Abs. 1 Nr.  1 ZDG bei der ers-

ten Stufenfestsetzung zu berücksichtigen. Hier wird jedoch ein zeitlicher Sachzu-

sammenhang zwischen Wehr- oder Zivildienst und der Bewerbung für den Eintritt 

in das Beamtenverhältnis vorausgesetzt.  

Der Zeitraum nach Ende des entsprechenden Dienstes bis zum Beginn des Be-

amtenverhältnisses ist unschädlich, wenn eine über die allgemeine Schulausbil-

dung hinausgehende vorgeschriebene Ausbildung oder ein Vorbereitungsdienst 

stattgefunden hat, solange sich der Betroffene nach Abschluss dieser Ausbildung 

innerhalb von sechs Monaten um die Einstellung beworben hat. Diese Regelung 

gilt ebenso für Verzögerungen während und nach Abschluss des Vorbereitungs-

dienstes. 

 

5.1.3 Zeiten einer Eignungsübung 

Eine Eignungsübung ist nach § 1 Abs. 1 EÜG eine Übung zur Auswahl von frei-

willigen Soldaten für die Dauer von bis zu vier Monaten. Die Zeit einer Verzöge-

rung der Einstellung als Beamter auf Probe aufgrund einer Eignungsübung ist 

gem.                § 28 Abs. 1 Nr. 3 SächsBesG bei der ersten Stufenzuordnung zu 

berücksichtigen.  

                                                 

50
 VwV Nr. 28.1.1 Satz 4 SächsBesG  
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5.1.4 Verfolgungszeiten 

Verfolgungszeiten nach dem Beruflichen Rehabilitationsgesetz finden nach 

§ 28 Abs. 1 Nr. 4 SächsBesG i.V.m. VwV Nr. 28.1.4 SächsBesG bei der erstma-

ligen Stufenfestsetzung nur Berücksichtigung, wenn eine Erwerbstätigkeit, die 

einem Dienst bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn entspricht, nicht aus-

geübt werden konnte.  

5.1.5 Zeiten der Tätigkeit bei den Fraktionen 

Bei der Zuordnung zu einer Stufe nach § 27 Abs. 1 Satz 3 SächsBesG werden 

Zeiten der Tätigkeit bei den Fraktionen in der gesetzgebenden Körperschaft ei-

nes Landes, im Deutschen Bundestag oder im Europäischen Parlament bei der 

Stufenfestsetzung nach § 28 Abs. 1 Nr. 5 SächsBesG angerechnet.  

Die Zeiten der Tätigkeit bei den Fraktionen des Sächsischen Landtages werden 

gem. § 10 Abs. 2 Fraktionsrechtsstellungsgesetz als Dienstzeiten im Sinne des 

öffentlichen Dienst- und Arbeitsrechtes anerkannt. 

5.1.6 Zeiten einer Dienstleistung an Schulen in freier Trä-

gerschaft als Lehrkraft des öffentlichen Dienstes 

Grundsätzlich gibt es in Sachsen keine Vorschrift im SächsBesG, die die An-

rechnung einer Zeit als Lehrkraft an einer Schule in freier Trägerschaft regelt.  

Lehrkräfte an Schulen in öffentlicher Trägerschaft können gem. § 19 Abs.1 Satz 

1 SächsFrTrSchulG auf eigenen Antrag zur Dienstleistung an Schulen in freier 

Trägerschaft befristet für insgesamt höchstens drei Jahre beurlaubt werden. Die-

se Dienstleistung als Lehrkraft an Schulen in freier Trägerschaft können jedoch 

nach § 19 Abs. 1 Satz 3 SächsFrTrSchulG bei einer Verwendung als Lehrkraft im 

öffentlichen Dienst auf die Beschäftigungszeit angerechnet werden. 
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5.1.7 Förderliche Zeiten  

Weitere hauptberufliche51 Zeiten, die nicht Voraussetzung für den Zugang zu der 

Laufbahn sind, können nach § 28 Abs. 2 Satz 1 SächsBesG ganz oder teilweise 

anerkannt werden, soweit diese für die Verwendung förderlich52 sind.  

 

5.1.7.1 Einvernehmensvorbehalt des Staatsministeriums 

der Finanzen 

Die Entscheidung über die Anerkennung der förderlichen Zeiten trifft gem. 

§ 28 Abs. 2 Satz 2 SächsBesG die oberste Dienstbehörde oder eine von ihr be-

stimmte Stelle, im staatlichen Bereich im Einvernehmen mit dem Staatsministeri-

um der Finanzen. Für die Anerkennung von hauptberuflich ausgeübt förderlichen 

Tätigkeiten für einen Zeitraum von bis zu 10 Jahren gilt das erforderliche Einver-

nehmen des Staatsministeriums der Finanzen generell als erteilt.53 Für eine för-

derliche Zeit, welche über die 10 Jahre hinaus anerkannt werden soll, ist das 

Einvernehmen des Staatsministeriums der Finanzen erforderlich.  

5.2 Hinausschieben des Erfahrungsdienstalters 

Zeiten während des Beamtenverhältnisses, in denen kein Anspruch auf DB be-

steht, verzögern nach § 27 Abs. 2 Satz 4 SächsBesG grundsätzlich den regel-

mäßigen Stufenaufstieg.  

5.2.1 Ausnahmen 

Die abschließend aufgezählten Unterbrechungszeiten ohne Anspruch auf Bezü-

ge nach § 28 Abs. 4 SächsBesG werden entgegen der Regelung des § 27 Abs. 2 

Satz 4 SächsBesG wie Dienstzeiten nach § 27 Abs. 2 Satz 1 SächsBesG behan-

delt. Die Zeiten einer Kinderbetreuung, einer Pflege, einer Beurlaubung ohne DB, 

                                                 

51
 Vgl. Ziff. 4.1.2 Abs. 2  

52
 Vgl. Ziff. 4.1.8 im Fließtext 

53
 Vgl. VwV Nr. 28.2.2 Satz 2 SächsBesG 
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eines Wehr- und Zivildienst, einer Eignungsübung und einer Mitgliedschaft in der 

Bundesregierung oder einer Landesregierung, in der gesetzgebenden Körper-

schaft eines Landes, im Deutschen Bundestag oder im Europäischen Parlament, 

sofern für die Zeit der Zugehörigkeit keine Versorgungsabfindung gewährt wird, 

sind unschädlich und verzögern das Aufsteigen in den Stufen nicht. Grundsätz-

lich gilt hier das gleiche wie unter Ziff. 4.2.1 unter Anwendung des sächsischen 

Rechtes.  

5.2.1.1 Kinderbetreuungs- und Pflegezeiten 

Zusätzlich zu den nach Ziff. 4.1.1.2 aufgelisteten Angehörigen werden auch 

Großeltern, Stiefeltern, Partner eheähnlicher oder lebenspartnerähnlicher Ge-

meinschaft, Schwäger, Schwiegerkinder und Pflegekinder vom Ehegatten bzw. 

Lebenspartner des Beamten zu den Angehörigen i. S. d. § 28 Abs. 4 Nr. 1 und 2 

SächsBesG i.V.m § 7 Abs. 3 Pflegezeitgesetz gezählt.54 

5.2.1.2 Zeiten der Mitgliedschaft in der Bundesregierung 

oder einer Landesregierung 

Während der Bund die Anrechnung einer Zeit als kommunaler Wahlbeamter55 

vorsieht, verzögern nach § 28 Abs. 4 Nr. 6 SächsBesG Zeiten der Mitgliedschaft 

in der Bundesregierung oder einer Landesregierung, in der gesetzgebenden 

Körperschaft eines Landes, im Deutschen Bundestag oder im Europäischen Par-

lament nicht den Stufenaufstieg im FS Sachsen. Vorausgesetzt wird jedoch, dass 

der ehemalige Abgeordnete für die Dauer der Mitgliedschaft keine Versorgungs-

abfindung erhalten hat.  

                                                 

54
 Vgl. VwV Nr. 28.4.2 Satz 5 SächsBesG 

55
 Vgl. Nr. 3.4.1.5  



24 

 

6 Erfahrungsdienstalter beim Freistaat Thüringen 

Bei der Festsetzung des EDA im Rahmen der Einstellung in ein Beamtenverhält-

nis ist zunächst nur § 24 Abs. 1 ThürBesG anwendbar. Die Anwendung des Ab-

satzes 1 führt zur Festsetzung des Beginns des Aufsteigens in den Erfahrungs-

stufen. 

Das Aufsteigen in den Erfahrungsstufen beginnt gem. § 24 Abs. 1 Satz 2 Thür-

BesG im Anfangsgrundgehalt der jeweiligen Besoldungsgruppe am Ersten des 

Monats, in dem der Beamte erstmals in ein Dienstverhältnis mit DB bei einem 

öffentlich-rechtlichen Dienstherrn eingestellt wird.56 

6.1 Berücksichtigungsfähige Zeiten 

Die Berücksichtigung von Vordienstzeiten bei der erstmaligen Stufenfestsetzung 

im FS Thüringen ist in § 24 Abs. 1 Satz 2 bis 4 ThürBesG geregelt.  

6.1.1 Zeiten in einem Dienstverhältnis mit Dienstbezügen 

Zeiten eines Dienstverhältnisses mit DB werden gem. § 24 Abs. 1 Satz 2 Thür-

BesG zwingend bei der Festsetzung des EDA berücksichtigt. 

Nicht berücksichtigungsfähig sind dagegen Zeiten eines Beamtenverhältnisses 

auf Widerruf im Vorbereitungsdienst, da es sich bei den Bezügen der Betroffenen 

um Anwärterbezüge nach § 50 Abs. 1 ThürBesG handelt.57 

6.1.2 Kinderbetreuungs- und Pflegezeiten 

Die Ausführungen unter Nr. 4.1.1.1 und 4.1.1.2 sind hier unter Anwendung des 

thüringischen Rechts einschlägig. § 24 Abs. 3 ThürBesG führt zum Hinausschie-

ben des nach § 24 Abs. 1 ThürBesG festgesetzten EDA. Vor diesem Hintergrund 

können nur Zeiten berücksichtigt werden, die nach der erstmaligen Einstellung in 

ein Dienstverhältnis mit DB liegen. Zeiten nach § 24 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1, 2 Thür-

                                                 

56
 Vgl. Schwegmann/Summer, Teil C Nr. 3.2 A Artikel 1 Nr. 2, § 24 ThürBesG  

57
 Vgl. ebenda  
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BesG bleiben bei der Erstfestsetzung des EDA unberücksichtigt, wenn sie vor 

der erstmaligen Einstellung in ein Dienstverhältnis mit DB und nicht innerhalb 

einer nach § 24 Abs. 1 ThürBesG anrechenbaren Erfahrungszeit liegen. 

6.1.3 Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit im öffentli-

chen Dienst 

„[…] Tätigkeit in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis […] bei einem öffent-

lich-rechtlichen Dienstherrn, [die vor der Ernennung in ein Dienstverhältnis mit 

DB liegen,] sind beim Aufstieg in den Erfahrungsstufen zu berücksichtigen, weil 

pauschalierend davon auszugehen ist, dass auch in dieser Zeit verwertbare 

dienstliche Erfahrungen für das spätere Beamtenverhältnis gesammelt wurden.“58 

Grundsätzlich sind gem. § 24 Abs. 1 Satz 2, 1. HS ThürBesG bei der Festset-

zung des EDA nur Zeiten berücksichtigungsfähig, die vor der erstmaligen Einstel-

lung in ein Dienstverhältnis mit DB bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn 

zurückgelegt wurden. Öffentlich-rechtliche Dienstherrn im Sinne dieses Gesetzes 

sind gem. § 25 Abs. 1 Satz 1 ThürBesG der Bund, die Länder, die Gemeinden 

(Gemeindeverbände) und andere Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 

öffentlichen Rechts mit Ausnahme der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaf-

ten und ihrer Verbände.  

Gemäß § 24 Abs. 1 Satz 3 ThürBesG sind Zeiten in einem hauptberuflichen59 

privatrechtlichen Arbeitsverhältnis bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn als 

Erfahrungsdienstzeiten zu berücksichtigen, wenn die Beschäftigung vor der 

erstmaligen Einstellung in ein Dienstverhältnis mit DB ausgeübt wurde, gegen 

Bezüge oder Entgelt (keine Ausbildungsvergütung) ausgeübt wurde, den 

Schwerpunkt der beruflichen Tätigkeit darstellt und der Beschäftigungsumfang 

der Tätigkeit bei Ernennung zum Beamten auch im Beamtenverhältnis nach 

§§ 61, 62 ThürBG zulässig wäre.  

Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung in einem hauptberuflichen privatrechtlichen 

Arbeitsverhältnis bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn sind somit als Er-

                                                 

58
 Schwegmann/Summer, ebenda § 24 ThürBesG Abs. 1  

59
 Vgl. Nr. 3.2.2 im Fließtext 
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fahrungsdienstzeit zu berücksichtigen, soweit ein Mindestbeschäftigungsumfang 

von 50 v. H. der regelmäßigen Arbeitszeit erreicht wird oder bei Teilzeitbeschäfti-

gung aus familiären Gründen mit weniger als der Hälfte der regelmäßigen Ar-

beitszeit ein Kind unter 18 Jahren oder ein nach ärztlichem Gutachten pflegebe-

dürftiger Angehöriger tatsächlich betreut oder gepflegt wird. Eine Untergrenze für 

den Beschäftigungsumfang in diesen Fällen ist nicht geregelt.60 

6.1.4 Zeiten eines Wehrdienstes oder Zivildienstes 

Bei der Berücksichtigung von Zeiten eines Wehr- und Zivildienstes nach 

§ 24 Abs. 1 Satz 3 HS 2 ThürBesG wird mit Ausnahme des „anderen Dienstes im 

Ausland“ auf Nr. 4.1.4 verwiesen.  

6.1.4.1 Anderer Dienst im Ausland 

Die Tätigkeit des anderen Dienstes im Ausland unterfällt insbesondere nicht der 

allein in Betracht kommenden Alternative der „Zeiten eines Zivildienstes“ in 

§ 24 Abs. 1 Satz 3 ThürBesG.61 Anerkannte Kriegsdienstverweigerer werden 

gem. § 14 b Abs. 1 Satz 1 ZDG nicht zum Zivildienst herangezogen, wenn sie 

sich gegenüber einem anerkannten Träger (§ 14 b Abs. 3 ZDG) zur Leistung ei-

nes vor Vollendung des 23. Lebensjahres anzutretenden Dienstes im Ausland 

vertraglich verpflichtet haben und diesen unentgeltlich leisten. Ein solcher Dienst 

muss der Förderung des friedlichen Zusammenlebens der Völker dienen und 

mindestens zwei Monate länger, als der normalerweise zu leistende Zivildienst 

dauern.  

Dieser andere Dienst im Ausland steht im Widerspruch mit der Berücksichtigung 

eines Zivildienstes nach § 24 Abs. 1 Satz 3 HS 2 ThürBesG. „Er führt vielmehr 

zur Nichtheranziehung zum Zivildienst und bei fristgerechtem Nachweis der Ab-

leistung des Dienstes zum Erlöschen der Zivildienstpflicht in Gänze oder im Um-

fang der zurückgelegten Zeit.“62 

                                                 

60
 Vgl. Vgl. BVerwG, Urt. v. 25.05.2005, 2 C 20/04, Rn. 20-23; VG Greifswald, Urt. v. 13.01.2020 – 

6 A 2149/17 HGW-, juris; Rn. 25- 26 
61

 Vgl. VG Gera, Urt. v. 02.05.2018 – 1 K 194/16 Ge –, juris, Rn. 23 
62

 VG Gera, Urt. v. 02.05.2018 – 1 K 194/16 Ge –, juris, Rn. 27 
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Vor diesem Hintergrund wird der andere Dienst im Ausland im FS Thüringen 

nicht beim EDA berücksichtigt. 

6.1.5 Zeiten als Lehrkraft an einer Ersatzschule in freier 

Trägerschaft 

Durch das Inkrafttreten des Thüringer Gesetzes zur Steigerung der Attraktivität 

des Berufs des Regelschullehrers zum 1. August 2017 wurde mit Artikel 1 das 

ThürBesG im § 24 Abs. 1 Satz 3 ThürBesG insofern geändert, dass auch Zeiten 

einer hauptberuflichen Tätigkeit als Lehrkraft an einer Ersatzschule in freier Trä-

gerschaft bei der Festsetzung des EDA zu berücksichtigen ist.63  

Unter Ersatzschulen versteht man gem. § 4 Abs. 1 ThürSchfTG Schulen in freier 

Trägerschaft, die in ihren Bildungs- und Erziehungszielen den staatlichen Schu-

len entsprechen, die in Thüringen bestehen oder grundsätzlich vorgesehen sind. 

Es handelt sich hierbei um eine bestimmte Schulart und Schulform gemäß den 

Festlegungen im Thüringer Schulgesetz. Die Lehr- und Unterrichtsmethoden 

können hierbei abweichen, soweit nicht die Gleichwertigkeit mit entsprechenden 

Anforderungen und Abschlüssen der staatlichen Schulen beeinträchtigt wird.64 

Nach § 4 Abs. 2 ThürSchfTG dürfen Ersatzschulen nur mit Genehmigung des 

Ministeriums errichtet und betrieben werden. Sie erhalten mit dieser Genehmi-

gung nach § 4 Abs. 2 ThürSchfTG ebenfalls das Recht, Schüler zur Erfüllung 

ihrer Schulpflicht aufzunehmen.  

Auch hier muss ein hauptberufliches Arbeitsverhältnis vorliegen. Die Zeiten wer-

den nur berücksichtigt, wenn ein Mindestbeschäftigungsumfang von 50 v.H. der 

regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit erreicht wird (§ 61 ThürBG). 

6.1.5.1 Zeiten im Auslandsschuldienst 

Grundsätzlich können Zeiten im Auslandsschuldienst vor der Verbeamtung ge-

mäß § 24 Abs. 1 Satz 3 ThürBesG nicht als Erfahrungsdienstzeit anerkannt wer-

den, da Zeiten im Auslandsschuldienst nicht als Zeiten einer Tätigkeit bei einem 

                                                 

63
 Vgl. TFM-Erlass vom 25.11.2019, P 1500 – 04.09/2018 – 14.14. 

64
 Vgl. VG Meiningen, Urt. v. 10.09.2020 – 1 K 653/18 –, juris, Rn. 22 
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öffentlich-rechtlichen Dienstherrn gelten. Für eine Berücksichtigung müsste die 

Ersatzschule im Ausland als staatlich genehmigt gelten sowie den deutschen 

Landesgesetzen und der Aufsicht des deutschen Staates unterstehen.65 Der 

Wortlaut des § 24 Abs. 1 Satz 3 ThürBesG umfasst dies jedoch nicht, ist aber 

über diesen Wortlaut hinaus dahingehend auszulegen, dass staatlich anerkannte 

Auslandsschulen ebenfalls berücksichtigt werden müssen. Möglich ist jedoch 

aufgrund einer entsprechenden Feststellung eine Anerkennung nach § 24 Abs. 1 

Satz 4 ThürBesG.  

6.1.5.2 Zeiten der Mitgliedschaft in einem Parlament  

Die Zeit der Mitgliedschaft in einem Parlament ist gemäß § 37 Abs. 3                                      

Satz 2 ThürAbgG bei der Festsetzung der Erfahrungsstufen nach § 24 ThürBesG 

zu berücksichtigen. 

Nicht zu berücksichtigen ist jedoch die Zeit nach Beendigung der Mitgliedschaft 

im Parlament bis zur Rückführung in das frühere Dienstverhältnis Nach dem 

Wortlaut der Vorschrift stellt diese Zeit gem. § 36 Abs. 1 ThürAbgG gerade keine 

Zeit der Mitgliedschaft im Parlament dar. Die Vorschrift trifft ausdrücklich eine 

Regelung für die Zeit nach Beendigung der Mitgliedschaft. Der ehemalige Abge-

ordnete soll nicht bessergestellt werden als ein vergleichbarer Beamter nach §§ 

41, 42 ThürBeamtVG. 

6.1.6 Zeiten mit Anerkennung der Dienststelle 

Zeiten vor der Einstellung in ein Beschäftigungsverhältnis bei einem öffentlich-

rechtlichen Dienstherrn können gem. § 28 Abs. 1 Satz 4 ThürBesG für bis zu 

insgesamt fünf Jahren berücksichtigt werden, sofern die in dieser Zeit ausgeübte 

Tätigkeit zur Ernennung geführt hat. Diese Vorschrift ermöglicht die zusätzliche 

Berücksichtigung von Zeiten, die außerhalb des öffentlichen Dienstes, zurückge-

legt wurden. Dabei sind auch Zeiten einer freiberuflichen Tätigkeit berücksichti-

gungsfähig.66 

                                                 

65
 Vgl. VG Meiningen, Urt. v. 10.09.2020 – 1 K 653/18 –, juris, Rn. 24,25,30,33 

66
 Vgl. VwV Nr. 24.1.9 ThürBesG 
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6.1.6.1 „Zur Ernennung geführt“ 

Den Tatbestand „zur Ernennung geführt“ erfüllen Tätigkeiten, bei denen Fähigkei-

ten und Erfahrungen erworben wurden, die ein wesentlicher Grund für die Über-

nahme in das Beamtenverhältnis waren. Vorausgesetzt wird hier, dass ein zeitli-

cher sowie ein funktioneller Zusammenhang zwischen der früheren Tätigkeit und 

der neuen Verwendung im Beamtenverhältnis besteht.67 Die Entscheidung über 

das Vorliegen der Voraussetzungen zur Berücksichtigung dieser Zeiten trifft die 

zuständige oberste Dienstbehörde oder eine von ihr bestimmte Stelle. 

Der zeitliche Zusammenhang gilt als gegeben, wenn zwischen Beendigung der 

Tätigkeit und dem Eintritt in das Beamtenverhältnis keine Unterbrechung von 

mehr als einem Jahr liegt.68 Unterbrechungen wegen Kindererziehungs- und 

Pflegezeiten sowie wegen Wehr- oder Zivildienst sind unschädlich. Erfolgte die 

ernennungsrelevante Tätigkeit nicht zusammenhängend, können die einzelnen 

Abschnitte mit ihrer jeweiligen Dauer nach VwV Nr. 24.1.10a ThürBesG berück-

sichtigt werden, sofern sie innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren vor dem 

Eintritt in das Beamtenverhältnis liegen und zwischen den einzelnen Zeitab-

schnitten keine Unterbrechungen von mehr als einem Jahr liegen. Dies gilt nicht 

für Unterbrechungen nach dem letzten Zeitabschnitt; hier sind Unterbrechungen 

wegen Kinderbetreuungs- und Pflegezeiten sowie aufgrund eines Wehr- oder 

Zivildienstes unschädlich. Unterbrechungszeiten nach § 28 Abs. 3 Nr. 1,2 und 4 

ThürBesG sind unschädlich.69  

Die Tätigkeiten stehen in einem funktionellen Zusammenhang, wenn die ent-

sprechende Tätigkeit mindestens der Wertigkeit der Laufbahngruppe entspricht, 

in welche der Beamte eingestellt wird und in einem inneren Zusammenhang mit 

den ersten nach Ernennung übertragenen Aufgaben steht bzw. die Tätigkeiten 

                                                 

67
 Vgl. VwV Nr. 24.1.10 ThürBesG i.V.m. VG Greifswald, Urt. v. 13.-01-2020 – 6 A 2149/17 HGW –, 

juris, Rn.: 28 
68

 Vgl. VG Greifswald, Urt. v. 13.01.2020 – 6 A 2149/17 HGW –, juris, Rn.: 28 i.V.m. VG Meiningen, 
Urt. v 10.09.2020 – 1 K 653/18 –, juris, Rn.: 6 
69

 Vgl. VwV Nr. 24.1.10a ThürBesG  
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laufbahnrechtlich als Voraussetzungen für die Berufung in das Beamtenverhält-

nis gefordert werden.70 

Nach der Ausnahme des § 24 Abs. 1 Satz 4 ThürBesG können auch Zeiten be-

rücksichtigt werden, die laufbahnrechtlich als Voraussetzung für die Berufung in 

das Beamtenverhältnis gefordert werden.71 Sofern die Tätigkeit zur Erfüllung der 

laufbahnrechtlichen Voraussetzungen ausreicht, liegt der zeitliche und funktionel-

le Zusammenhang regelmäßig vor. Die Berücksichtigungsfähigkeit ist grundsätz-

lich begrenzt auf die gesetzlich vorgeschriebene Mindestanforderung.72 

6.2 Hinausschieben des Erfahrungsdienstalters 

Der Aufstieg in den Erfahrungsstufen wird nach § 28 Abs. 3 Satz 1 ThürBesG um 

Zeiten ohne Anspruch auf DB hinausgeschoben.73 

6.2.1 Ausnahmen 

Die abschließend aufgezählten Unterbrechungszeiten ohne Anspruch auf Bezü-

ge nach § 24 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 bis 4 ThürBesG werden entgegen der Regelung 

des § 24 Abs. 3 Satz 1 ThürBesG wie Dienstzeiten nach § 24 Abs. 1 Satz 2 

ThürBesG behandelt. Die Zeiten einer Kinderbetreuung, einer Pflege, einer Beur-

laubung ohne DB und eines Wehr- und Zivildienstes sind unschädlich und verzö-

gern das Aufsteigen in den Stufen nicht. Grundsätzlich gilt hier das gleiche wie 

unter Ziff. 4.1.1.2 i.V.m. 5.2.1 unter Anwendung des thüringischen Rechtes. 

                                                 

70
 Vgl. VwV Nr. 24.1.10b ThürBesG i.V.m. VG Meiningen, Urt. v 10.09.2020 – 1 K 653/18 –, juris, 

Rn.: 6 
71

 Vgl. VwV Nr. 24.1.11 ThürBesG 
72

 Vgl. VwV Nr. 24.1.12 ThürBesG  
73

 Schwegmann/Summer, Teil C Nr. 3.2 A Artikel 1 Nr. 2, § 24 Abs. 3ThürBesG  
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7 Erfahrungsstufen beim Freistaat Bayern 

Das Grundgehalt steigt nach Art. 30 Abs. 2 Satz 1 BayBesG in den Stufen bei 

einer mindestanforderungsgerechten Leistung in regelmäßigen Zeitabständen bis 

zum Erreichen der Endstufe an. Die Zeitabstände betragen gem. Art. 30 Abs. 2 

Satz 2 BayBesG bis zur Stufe 4 zwei Jahre, danach bis zur Stufe 8 drei Jahre 

und darüber hinaus vier Jahre. 

7.1.1 Besonderheiten 

Abweichend von Art. 30 Abs.1 Satz 2 BayBesG gilt bei Sachverhalten, in denen 

die für den Qualifikationserwerb erforderlichen Aus- und Vorbildungszeiten über 

den Zeitraum hinausgehen, der von der ersten Stufe der maßgeblichen Besol-

dungsgruppe berücksichtigt wird, folgendes: Gemäß Art. 30 Abs. 1 Satz 3 Bay-

BesG gilt die Stufe 2 in Fachlaufbahnen mit fachlichem Schwerpunkt mit techni-

scher Ausrichtung bei einem Einstieg in der dritten Qualifikationsebene als An-

fangsstufe, wenn für den maßgeblichen Studiengang die Regelstudiendauer an 

einer Fachhochschule gemäß Art. 57 BayHSchG in Verbindung mit der nach 

Art. 58 BayHSchG jeweils erlassenen Studienordnung auf mehr als sechs Se-

mester festgelegt ist.  

7.2 Berücksichtigungsfähige Zeiten 

Durch die Berücksichtigung, der vor dem erstmaligen Diensteintritt liegenden 

Zeiten nach Art. 31 Abs. 1 und 2 BayBesG, ist beim Diensteintritt eines Beamten 

die Festsetzung einer höheren als der Anfangsstufe möglich.74 „Im Ergebnis führt 

dies zu einer fiktiven Vorverlegung des Zeitpunktes des Diensteintrittes.“75 

                                                 

74
 Vgl. Schwegmann/Summer, Teil C 1.1.1.1 Art 31. BayBesG (Mai 2013) Kuhlmey, Rn. 8  

75
 Schwegmann/Summer, a.a.O., Rn. 2 Satz 2 
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7.2.1  Zeiten einer über die beamtenrechtlichen Mindest-

anforderungen hinausgehenden hauptberuflichen Be-

schäftigung  

Zwingend berücksichtigt werden gem. Art. 31 Abs. 1 Nr. 1 BayBesG Zeiten einer 

in den Laufbahnvorschriften für die Zulassung zur Fachlaufbahn in der entspre-

chenden Qualifikationsebene zusätzlich zu den Mindestanforderungen vorge-

schriebenen hauptberuflichen76 Beschäftigung in einem privatrechtlichen Arbeits-

verhältnis.77 „Die Mindestanforderungen für den Einstieg in eine der vier Qualifi-

kationsebenen der Leistungslaufbahn sind im LlbG geregelt. Dabei ist zwischen 

Regelbewerbern  […] gemäß Art. 4 Abs. 1 LlbG und anderen Bewerbern bzw. 

Bewerberinnen gemäß Art. 4 Abs. 2 LlbG zu unterscheiden.“78 

7.2.1.1 Regelbewerber 

Zu den Mindestanforderungen der Regelbewerber zählen nach Art. 6 Abs. 1 LlbG 

die Vorbildung nach Art. 7 LlbG und der Vorbereitungsdienst nach Art. 8 LlbG. 

Beim sonstigen Qualifikationserwerb für eine Fachlaufbahn nach Art. 38 bis 

40 LlbG wird statt eines Vorbereitungsdienstes eine hauptberufliche Tätigkeit 

vorausgesetzt. Die vom LlbG vorausgesetzten hauptberuflichen Beschäftigungs-

zeiten für den Erwerb der Qualifikation dürfen nicht gemäß Art. 31 Abs. 1 Nr. 1 

BayBesG berücksichtigt werden.79 

Sollte die tatsächlich ausgeübte hauptberufliche Tätigkeit die vorausgesetzte 

Mindestzeit überschreiten, kommt für diese tatsächliche Überschreitungszeit eine 

Berücksichtigung nach Art. 31 Abs. 2 BayBesG in Betracht. 

Diese Beschäftigungszeiten müssen außerdem zusätzlich zu den laufbahnrecht-

lichen Mindestanforderungen gefordert werden. „Eine Berücksichtigung von Zei-

ten im Sinne des Art. 31 [Abs.] 1 Nr. 1 [BayBesG] kommt somit nur dann in Be-

tracht, wenn abweichend von dem nach dem LlbG erforderlichen Vorbereitungs-

                                                 

76
 Vgl. Ziff. 4.1.2 Abs. 2 im Fließtext 

77
 Vgl. VG Würzburg, Urt. v. 12.06.2018 – W 1 K 18.51 –, juris, Rn.: 23 

78
 VwV Nr. 31.1.1.1 BayBesG  

79
 Vgl. Schwegmann/Summer, Teil C Nr. 1.1.1 3, Art. 31 BayBesG (Mai 2013), Kuhlmey, Rn.13  
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dienst           oder der hiernach notwendigen hauptberuflichen Tätigkeit eine zu-

sätzliche hauptberufliche Tätigkeit rechtlich zwingend vorgeschrieben ist und sich 

der Erwerb der Qualifikation für eine Fachlaufbahn entsprechend verzögert.“80 

Weitere Voraussetzungen sind die Hauptberuflichkeit der Tätigkeit und die Aus-

übung der Beschäftigung in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis. Die haupt-

berufliche Tätigkeit kann innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes 

ausgeübt worden sein.81 

7.2.1.2 Andere Bewerber 

Andere Bewerber im Sinne des Art. 4 Abs. 2 LlbG erwerben ihre Qualifikation 

nach Art. 6 Abs. 3 LlbG i.V.m. Art. 52 LlbG ausschließlich durch Lebens- und 

Berufserfahrung. Demnach gibt es für diese Bewerber keine für die Mindestan-

forderungen maßgeblichen laufbahnrechtlichen Vorschriften. Vor diesem Hinter-

grund kommt Art. 31 Abs. 1 Nr. 1 BayBesG bei anderen Bewerbern gem. VwV 

Nr. 31.1.1.8 BayBesG nicht zur Anwendung.82 

7.2.2 Berücksichtigung gesellschaftlich relevanter Vor-

dienstzeiten  

7.2.2.1 Art. 31 Abs. 1 Nr. 2 a BayBesG 

Zeiten eines Wehr- oder Zivildienstes, eines Entwicklungshelferdienstes oder 

eines freiwilligen sozialen oder freiwilligen ökologischen Jahres sind nach 

Art. 31 Abs. 1 Nr. 2 a BayBesG bei der erstmaligen Stufenfestsetzung zu berück-

sichtigen. Voraussetzung dafür ist, dass der Ausgleich zur Vermeidung berufli-

cher Verzögerungen nach dem Arbeitsplatzschutzgesetz, dem Zivildienstgesetz, 

dem Entwicklungshelfer-Gesetz oder dem Soldatenversorgungsgesetz erfolgt. 

Eine solche Berücksichtigung erfolgt nicht, wenn durch die entsprechende Zeit 

die Pflicht, Grundwehrdienst oder Zivildienst zu leisten, erloschen ist. Für die An-

                                                 

80
 Schwegmann/Summer, a.a.O, Rn.14  

81
 Vgl. a.a.O, Rn.16  

82
 Vgl. a.a.O., Rn.12. i.V.m. Vgl. VG Würzburg, Urt. v. 12.06.2018 – W 1 K 18.51 –, juris, Rn.: 24 
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erkennung dieser Zeiten ist es entscheidend, dass sich der Beginn des Beam-

tenverhältnisses durch die Ableistung dieser verzögert hat und diese Verzöge-

rung nach den genannten gesetzlichen Bestimmungen auszugleichen ist.83 

Ist eine Berücksichtigung nach Art. 31 Abs. 1 Nr. 2 b BayBesG im größeren Um-

fang möglich, so erfolgt diese auch entsprechend dieser Vorschrift und in solchen 

Fällen nicht nach Art. 31 Abs. 1 Nr. 2 a BayBesG.84 Hier können jedoch die 

Dienste höchstens im Umfang von insgesamt zwei Jahren berücksichtigt wer-

den.85 

Aufgrund Art. 31 Abs. 1 Nr. 2 a BayBesG i.V.m. § 12 Abs. 2 ArbPlSchG sind Zei-

ten eines Grundwehrdienstes, freiwilliger zusätzlicher Wehrdienst im Anschluss 

an den Grundwehrdienst (§§ 5, 6b WPflG), Wehrübungen, besondere Auslands-

verwendungen, Hilfeleistungen im Innern oder im Ausland oder geleisteter unbe-

fristeter Wehrdienst im Spannungs- oder Verteidigungsfall (§§ 4 bis 6a und 6c, 

6d WPflG), Zivildienst und freiwilliger zusätzlicher Zivildienst gemäß § 78 Abs. 1 

Nr. 1 ZDG anzuerkennen, soweit sie nach dem ArbPlSchG wegen wehrdienst-              

oder zivildienstbedingter Verzögerungen86 des Beginns eines Beamtenverhält-

nisses auszugleichen sind.87 

7.2.2.2 Art. 31 Abs. 1 Nr. 2 b BayBesG 

Bei der Ermittlung des Zeitpunktes des Diensteintritts können gem. Art. 31 Abs. 1 

Nr. 2 b BayBesG bis zu einer Höchstgrenze von zwei Jahren weitere gesell-

schaftspolitische Zeiten anerkannt werden. Dies umfasst unter anderem Zeiten 

eines freiwilligen Wehrdienstes nach dem WPflG, eines Bundesfreiwilligendiens-

tes nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz, eines freiwilligen sozialen oder 

freiwilligen ökologischen Jahres nach dem JFDG, eines Entwicklungshelferdiens-

tes nach dem Entwicklungshelfer-Gesetz, oder eines Freiwilligendienstes im Sin-

ne des § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 d EStG88. 

                                                 

83
 Vgl. Schwegmann/Summer, Teil C Nr. 1.1.1 3, Art. 31 BayBesG (Mai 2013), Kuhlmey, Rn.18 

84
 Vgl. Art. 31 Abs. 1 Nr. 2 a Satz 1 Halbsatz 2 BayBesG 

85
 Vgl. VwV Nr. 31.1.2.1 Abs. 2 Satz 3 BayBesG 

86
 Vgl. Ziff. 4.1.4 

87
 Vgl. VwV Nr. 31.1.2.2.1 Satz 1 BayBesG  

88
 EStG i.d.F. vom 08.10.2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), z.g.d. Artikel 2 des Gesetzes vom 

21.03.2013 (BGBl. I S. 556) 
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7.2.3 Kinderbetreuungs- und Pflegezeiten 

Im Rahmen der Berücksichtigung von Kinderbetreuungs- und Pflegezeiten wird 

auf Ziff. 4.1.1.1 und 4.1.1.2 (hier mit Ausnahme der Eltern des Ehegatten bzw. 

des eingetragenen Lebenspartners89) verwiesen. Jedoch müssen diese hier nicht 

innerhalb eines berücksichtigungsfähigen Zeiten liegen.90 Stattdessen werden 

diese Zeiten immer angerechnet, solange ein Zeitraum von drei Jahren für jedes 

Kind nicht überstiegen wird.91 

7.2.4 Zeiten der Mitgliedschaft in der Bundesregierung 

oder einer Landesregierung oder in einer gesetzgeben-

den Körperschaft  

Zeiten einer früheren Mitgliedschaft in der Bundes- oder einer Landesregierung, 

im Bayerischen Landtag oder in der gesetzgebenden Körperschaft eines anderen 

Landes der Bundesrepublik Deutschland, des Bundes oder der Europäischen 

Union, sind gem. Art. 31 Abs. 1 Nr. 5 BayBesG i.V.m. Art. 32 BayAbgG bei der 

Festsetzung des EDA berücksichtigungsfähig. Voraussetzung für die Anrechnung 

ist die Nichtgewährung einer Versorgungsabfindung für diese Zeit.92  

7.2.5  Zeiten einer Eignungsübung 

Die Berücksichtigung der Zeiten einer Eignungsübung im FS Bayern stimmt mit 

der des Bundes überein.
93

 Eine Eignungsübung ist eine Verpflichtung zu einer 

Übung zur Auswahl von freiwilligen Soldaten. Solche Zeiten als Eignungsüben-

der (§ 87 SG) werden daher bei der Stufensetzung berücksichtigt.  

                                                 

89
 Vgl. Schwegmann/Summer, Teil C Nr. 1.1.1, Art. 31 BayBesG (Mai 2013), Kuhlmey, Rn.29 

90
 Vgl. a.a.O., Rn.23, 27 

91
 Vgl. a.a.O., Rn.25, 32 

92
 Vgl. a.a.O., Rn.35  

93
 Vgl. Ziff. 4.1.3 bzw. 4.2.1.4 
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7.2.6 Förderliche Zeiten 

Hauptberufliche94 Beschäftigungszeiten, die nicht Voraussetzung für den Erwerb 

der Qualifikation für eine Laufbahn, können ganz oder teilweise nach Art. 31 Abs. 

2 BayBesG anerkannt werden, soweit diese förderlich95 sind.  

Die Berücksichtigung der förderlichen Zeiten nach Art. 31 Abs. 2 BayBesG sind 

antragspflichtig.96 Bei Prüfung der Voraussetzung der Förderlichkeit97 hat die 

oberste Dienstbehörde bzw. die von ihr bestimmte Stelle, einen Beurteilungs-

spielraum.98  

7.3 Hinausschieben des Erfahrungsdienstalters 

Zeiten ohne Anspruch auf Grundgehalt verzögern gem. Art 30 Abs. 2 Satz 3 

BayBesG grundsätzlich den Stufenaufstieg.  

7.3.1 Ausnahmen  

In Art. 31 Abs. 3 BayBesG sind Unterbrechungstatbestände (vgl. Ziff. 7.1.1) auf-

gezählt, welche das regelmäßige Aufsteigen in den Stufen nach Art. 30 Abs. 2 

Satz 3 BayBesG nicht verzögern, obgleich während dieser Unterbrechungszeit 

kein Anspruch auf Besoldung bestand. Darunter fällt auch ein Urlaub ohne DB99, 

soweit dieser dienstlichen Interessen oder öffentlichen Belangen dient.   

                                                 

94
 Vgl. Ziff. 4.1.2 Abs. 2 

95
 Vgl. Ziff. 4.1.8 im Fließtext 

96
 Vgl. VwV Nr. 31.2.1 Abs. 1 Satz 2 BayBesG   

97
 Vgl. Ziff. 4.1.8 im Fließtext 

98
 Gesetzesbegründung zu Art. 31 Abs. 2 BayBesG, LT-Drs. 16/3200, S. 382 i.V.m. VG München, 

Urt.v. 08.02.2017 – M 5 K 15.3979 –, juris Rn. 25; Schwegmann/Summer Teil C Nr. 1.1.1, Art. 31 
BayBesG (Juni 2020), Kuhlmey, Rn. 45 i.V.m. VG München, Urt. v. 23.06.2020 – M 5 K 18.4942 –, 
juris Rn. 44 
99

 Vgl. Ziff 4.2.1.2 
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8 Gemeinsamkeiten 

Der Bund sowie die drei Bundesländer Sachsen, Thüringen und Bayern regeln 

die Bemessung des Grundgehalts im entsprechenden Besoldungsgesetz. Die 

Vorschriften über die Berücksichtigung von Erfahrungszeiten bei der Festsetzung 

des EDA sind bei allen überwiegend deckungsgleich.  

So werden beispielweise die allgemeine Schulausbildung100 sowie Ausbildungs-

zeiten101 (Vorbereitungsdienst, Referendariatszeit, Studium) grundsätzlich nicht 

bei der Festsetzung des EDA angerechnet.  

Berücksichtigungsfähige Tätigkeiten102 egal ob innerhalb oder außerhalb eines 

öffentlichen Dienstes müssen grundsätzlich hauptberuflich ausgeübt werden. 

Zeiten eines vorherigen Dienstverhältnisses bei einem öffentlich-rechtlichen 

Dienstherrn oder eines Soldatenverhältnisses werden ebenfalls bei allen FS und 

dem Bund berücksichtigt.  

Soweit Kinderbetreuungs- und Pflegezeiten103 innerhalb einer berücksichtigungs-

fähigen Zeit in Anspruch genommen werden, können diese überall anerkannt 

werden.  

Des Weiteren stimmen der Bund und die drei FS überwiegend bei der Berück-

sichtigung von gesellschaftlich relevanten Vordienstzeiten104 überein. Diese sind 

mit kleinen Ausnahmen (vgl. Ziff. 9.8, 9.9) berücksichtigungsfähig.  

                                                 

100
 Vgl. Ziff. 3.1.1 im Fließtext 

101
 Vgl. Ziff. 3.1.2, 9.2 im Fließtext 

102
 Vgl. Ziff. 4.1.2, 5.1.1, 6.1.3, 7.2.1 im Fließtext 

103
 Vgl. Ziff. 4.1.1.1, 4.1.1.2, 4.2.1.1, 5.2.1.1, 6.1.2, 7.2.3 im Fließtext 

104
 Vgl. Ziff. 4.1.3, 4.1.4, 5.1.2, 6.1.4, 7.2.2 im Fließtext 
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9 Unterschiede 

Unter Vergleich der ausgeführten Untersuchungen, ergeben sich einige Abwei-

chungen bei der Berücksichtigung von Erfahrungszeiten in den FS und dem 

Bund. Diese Unterschiede werden folgend zum Teil an Fallbeispielen verdeut-

licht. Zur Unterstützung des weiterführenden Textes kann die Anlage 2 hinzuge-

zogen werden. 

9.1 Stufenlaufzeit 

Die Anfangsstufe, die Endstufe und die Stufenlaufzeit werden, wie in der Anla-

ge 1 ersichtlich, in den FS sowie dem Bund unterschiedlich gehandhabt.  

9.1.1 Bund 

Beim Bund beginnt die Stufenlaufzeit bei der Stufe 1 (Anfangsstufe) und endet in 

der Stufe 8 (Endstufe). Die Gesamtlaufzeit in den Stufen von Anfangs- bis End-

stufe beträgt 23 Jahre.  

9.1.2 Sachsen und Thüringen 

Die Stufen beginnen in den FS Thüringen und Sachsen bei der Stufe 1 zu lau-

fen105, enden in der Endstufe 12. Die gesamte Stufenlaufzeit beträgt hier jeweils 

32 Jahre. 

9.1.3 Bayern 

Beginnend in der Stufe 2 beträgt die Gesamtstufenlaufzeit im FS Bayern bis zur 

Endstufe 11 nur 28 Jahre.  

                                                 

105
 sofern keine berücksichtigungsfähigen Zeiten vorliegen 
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9.2 Studium 

Die Zeit des Studiums ist beim Bund und in den drei Bundesländern grundsätz-

lich nicht berücksichtigungsfähig, da diese Zeit von keiner Vorschrift konkret um-

fasst wird. Als Ausbildungszeit gilt diese Tätigkeit nicht als hauptberuflich und 

kann somit auch nicht nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BBesG, § 28 Abs. 1 Nr. 1 

SächsBesG, § 24 Abs. 1 Satz 3 ThürBesG, Art. 31 Abs. 1 Nr. 1 BayBesG be-

rücksichtigt werden. 

9.2.1 Masterabschluss 

Im Rahmen eines Fallbeispieles wurde ein Beamter auf einen Dienstposten im 

höheren Dienst eingestellt. Vorausgesetzt war hierfür ein mit Master abgeschlos-

senes Hochschulstudium. Diesen konnte der Beamte vorweisen. 

9.2.1.1 Bund 

Aufgrund der Einstellungsvoraussetzung eines mit Master abgeschlossenen 

Hochschulstudiums, ist pauschal eine Erfahrungszeit von zwei Jahren anzuer-

kennen (vgl. VwV Nr. 28.1.1.10 BBesG). 

9.2.1.2 Sachsen, Thüringen und Bayern 

Das Masterstudium wird in Sachsen, Thüringen und Bayern nicht berücksichtigt, 

da es wie ein Studium nach Ziff. 9.2 gewertet wird.  

9.3  Zeiten einer unterwertigen Tätigkeit 

Ein weiterer Unterschied ergibt sich bei der Berücksichtigung von Zeiten einer 

unterwertigen Tätigkeit. Dies umfasst beispielsweise einen solchen Fall, in dem 

ein Beamter in der damaligen DDR als Schreibkraft beim Rat der Stadt (z.B. Er-

furt) im mittleren Dienst tätig war.  
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9.3.1 Bund 

Nach Bundesvorschriften ist die Tätigkeit beim Rat der Stadt insbesondere nicht 

nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BBesG anrechenbar, da es sich zwar um eine 

hauptberufliche Tätigkeit (im öffentlichen Dienst) handelt, diese Tätigkeit aber 

nicht gleichwertig ist. Die Gleichwertigkeit ist nicht gegeben, da die Tätigkeit ihrer 

Bedeutung, d. h. Wertigkeit oder Schwierigkeit nach, nicht mindestens der Tätig-

keit der jeweiligen Laufbahngruppe entspricht (VwV Nr. 28.1.1.2 BBesG). Der 

Beamte wurde im höherer Dienst eingestellt. Bei der Tätigkeit beim Rat der Stadt 

handelt es sich nur um den mittleren Dienst. Die Zeit dieser Tätigkeit könnte je-

doch nach § 28 Abs. 2 Satz 1 BBesG berücksichtigt werden, soweit sie förderlich 

ist.  

9.3.2 Sachsen, Thüringen und Bayern 

Die Tätigkeit einer Schreibkraft beim Rat der Stadt ist in den Bundesländern 

Sachsen, Thüringen und Bayern berücksichtigungsfähig nach § 28 Abs. 1 

Nr. 1 SächsBesG, § 24 Abs. 1 Satz 3 ThürBesG, Art. 31 Abs. 1 Nr. 1 BayBesG 

da die Tätigkeit hauptberuflich und nicht Voraussetzung für den Zugang zur 

Laufbahn ist. Es handelt sich außerdem hierbei trotz der Ausübung der Tätigkeit 

in der ehemaligen DDR um einen öffentlichen Dienst i. S. d. § 4 Abs. 2 Nr. 2 

SächsBesG i.V.m. § 25 Abs. 1 Satz 2 ThürBesG. Des Weiteren handelt es sich 

hierbei um keine systemnahe Zeit gem. § 29 SächsBesG.  

9.4  Elternzeit außerhalb einer berücksichtigungsfähigen 

Zeit 

Im Rahmen eines weiteren Fallbeispieles hatte ein Beamter zur Betreuung sei-

nes minderjährigen leiblichen Kindes für zwei Jahre Elternzeit außerhalb einer 

berücksichtigungsfähigen Tätigkeit in Anspruch genommen. 

9.4.1 Bund und Bayern 

Die Elternzeit wird beim Bund und im FS Bayern nach Maßgabe des § 28 Abs. 1 

Satz 4 Nr. 1 BBesG bzw. Art. 31 Abs. 1 Nr. 3 BayBesG unabhängig davon, ob 
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diese Kinderbetreuungszeit innerhalb oder außerhalb einer berücksichtigungsfä-

higen Zeit lag, als Erfahrungszeit anerkannt.  

9.4.2 Sachsen und Thüringen  

Grundsätzlich wird der Aufstieg in den Erfahrungsstufen um die Zeit einer Beur-

laubung ohne DB hinausgeschoben. Ausnahmen von diesem Grundsatz gibt es 

für bestimmte im Besoldungsgesetz festgelegte Zeiten, u.a. eine Kinderbetreu-

ungszeit (Elternzeit) von maximal drei Jahren nach § 28 Abs. 4 Nr. 1 SächsBesG 

i.V.m. § 24 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 ThürBesG. Liegen diese Zeiten, wie hier im Bei-

spiel, außerhalb einer berücksichtigungsfähigen Dienstzeit, wird die Elternzeit 

nicht bei der Festsetzung des EDA berücksichtigt.  

9.5  Pflegezeit innerhalb einer berücksichtigungsfähigen 

Zeit 

Zur besseren Darstellung der Unterschiede bezüglich einer Pflegezeit wird fol-

gendes Fallbeispiel näher untersucht: Ein Beamter pflegte den nach ärztlichem 

Gutachten pflegebedürftigen Ehegatten seiner Schwester für die Dauer von zwei 

Jahren innerhalb einer berücksichtigungsfähigen Zeit.  

9.5.1 Bund, Thüringen und Bayern 

Als Erfahrungszeiten werden auch Zeiten der tatsächlichen Pflege von nahen 

Angehörigen, die nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftig sind, von bis zu drei 

Jahren für jeden dieser Angehörigen (Pflegezeiten), anerkannt. Die Ehegatten 

der Geschwister zählen beim Bund, dem FS Thüringen und dem FS Bayern nicht 

als naher Angehöriger. Vor diesem Hintergrund wird die Pflegezeit des Ehegatten 

der Schwester bei der Festsetzung des EDA nicht berücksichtigt. 

9.5.2 Sachsen 

Im FS Sachsen hingegen gelten die Ehegatten der Geschwister gem. § 28 Abs. 4 

Nr. 1 und 2 SächsBesG i.V.m. § 7 Abs. 3 Pflegezeitgesetz zu den nahen Ange-

hörigen. Daher ist die Pflegezeit des Ehegatten der Schwester bei der Festset-

zung des EDA im FS Sachsen berücksichtigungsfähig. 
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9.6  Lehrkraft an einer Ersatzschule mit überhälftiger Teil-

zeit 

Etwaige Unterschiede in der Berücksichtigung einer Zeit als Lehrkraft an einer 

Ersatzschule kann man, anhand des folgenden Fallbeispieles erkennen: Eine 

Tätigkeit als Lehrkraft an einer Ersatzschule übte ein Beamte nur zu 75 v.H. der 

regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit aus. Der Beamte erhielt Entgelt nach 

dem              TV-L (mit höherem Dienst vergleichbar). 

9.6.1 Bund und Bayern 

Zeiten einer gleichwertigen106 hauptberuflichen Tätigkeit, die nicht Voraussetzung 

für den Erwerb der Laufbahnbefähigung sind bzw. über die beamtenrechtlichen 

Mindestanforderungen hinausgehen, werden nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

BBesG, Art. 31 Abs. 1 Nr. 1 BayBesG bei der ersten Stufenfestsetzung zwingend 

als Erfahrungszeiten anerkannt.  

Die Tätigkeit an der Ersatzschule ist mit dem höheren Dienst vergleichbar und ist 

somit gleichwertig. Es handelt sich außerdem um ein privat-rechtliches Arbeits-

verhältnis. Ob dieses innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes ausge-

übt wurde, spielt nach den Vorschriften des Bundes und des FS Bayern keine 

Rolle.  

Da der Beschäftigungsumfang 75 v.H. der regelmäßigen wöchentlichen Arbeits-

zeit beträgt, kann die Zeit der Tätigkeit als Lehrkraft an der Ersatzschule bei der 

Festsetzung des EDA berücksichtigt werden. 

9.6.2 Sachsen 

Da es sich hierbei nicht um eine Lehrkraft im öffentlichen Dienst handelt, die zur 

Dienstleistung an die Schule in freier Trägerschaft beurlaubt wurde107, kann diese 

Zeit nicht nach § 19 Abs. 1 SächsFrTrSchulG bei der Festsetzung des EDA be-

rücksichtigt werden. 

                                                 

106
 nur für den Bund relevant 

107
 Vgl. Ziff. 5.1.6 im Fließtext 
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Die Zeit einer Tätigkeit als Lehrkraft an der Ersatzschule kann somit bei der Stu-

fenfestsetzung nicht berücksichtigt werden.  

9.6.3 Thüringen 

Zeiten eines hauptberuflichen privat-rechtlichen Arbeitsverhältnisses bei einem 

öffentlich-rechtlichen Dienstherrn vor der erstmaligen Ernennung in ein Dienst-

verhältnis mit DB im Geltungsbereich des Freistaates Thüringen sind grundsätz-

lich gem. § 24 Abs. 1 Satz 3 HS 1 ThürBesG bei der Festsetzung des EDA zu 

berücksichtigen, wenn die Beschäftigung gegen Bezüge oder Entgelt ausgeübt 

wurde.  

Gem. § 24 Abs. 1 Satz 3 HS 2 ThürBesG sind auch Zeiten einer hauptberuflichen 

Tätigkeit als Lehrkraft an einer Ersatzschule zu berücksichtigen. Um die Voraus-

setzung der Hauptberuflichkeit zu erfüllen, muss ein Mindestbeschäftigungsum-

fang von 50 v.H. der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit erreicht sein. Da 

der Beschäftigungsumfang im oben genannten Fallbeispiel 75 v.H. der regelmä-

ßigen wöchentlichen Arbeitszeit beträgt, ist die Voraussetzung der Hauptberuf-

lichkeit erfüllt.108  

Diese Zeit als Lehrkraft an einer Ersatzschule kann somit bei der EDA-

Festsetzung berücksichtigt werden.  

9.7 Pädagogischer Mitarbeiter an einer Schule im Ausland 

Ein Beamter übte im folgenden Fallbeispiel eine Tätigkeit als vollbeschäftigter 

pädagogischer Mitarbeiter an einer Schule in Kolumbien aus. Diese ist nicht 

staatlich genehmigt. Diese Zeit wird infolge einer erstmaligen Ernennung im ent-

sprechenden Geltungsbereich im Rahmen der Festsetzung des EDA geprüft. Die 

Tätigkeit ist als gleichwertig anzusehen. 

                                                 

108
 Vgl. Ziff 9.6.1 im Fließtext 
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9.7.1 Bund 

Sofern Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit entsprechen, die der angestrebten 

Verwendung im öffentlichen Dienst gleichwertig ist, sind sie zwingend gem. § 28 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BBesG anzuerkennen – unabhängig davon, ob diese Tätig-

keit innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes geleistet wurde. Bei der 

Zeit als pädagogischer Mitarbeiter an einer Schule im Ausland handelt es sich 

um eine hauptberufliche und gleichwertige Tätigkeit. Vor diesem Hintergrund wird 

die Zeit als pädagogischer Mitarbeiter an einer Schule in Kolumbien als Erfah-

rungszeit berücksichtigt.  

9.7.2 Thüringen 

Bei der Tätigkeit als pädagogischer Mitarbeiter an einer kolumbianischen Schule 

handelt es sich um einen Auslandschuldienst. Die Berücksichtigung dieser Zeit 

kann bei der Festsetzung des EDA gem. § 24 Abs. 1 Satz 3 ThürBesG nicht er-

folgen, da Zeiten im Auslandschuldienst keine Zeiten einer Tätigkeit bei einem 

öffentlich-rechtlichen Dienstherrn sind. Weiterhin untersteht diese kolumbianische 

nicht den deutschen Landesgesetzen sowie der Aufsicht des deutschen Staates 

und ist nicht staatlich genehmigt. Daher handelt es sich bei der kolumbianischen 

Schule nicht um eine Ersatzschule.  

9.7.3 Sachsen 

Aufgrund des Fehlens der Eigenschaft des öffentlichen Dienstes kann diese Zeit 

insbesondere nicht nach § 28 Abs. 1 Nr. 1 SächsBesG angerechnet werden. Die 

Zeit dieser Tätigkeit könnte jedoch nach § 28 Abs. 2 SächsBesG berücksichtigt 

werden, soweit sie förderlich ist. 

9.7.4 Bayern 

Die Zeit als pädagogischer Mitarbeiter an einer kolumbianischen Schule ist eine 

über die beamtenrechtlichen Mindestanforderungen hinausgehende hauptberufli-

che Beschäftigung. Daher ist diese Zeit gem. Art 31. Abs. 1 Nr. 1 BayBesG bei 

der Festsetzung des EDA beim FS Bayern berücksichtigungsfähig. 
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9.8 Freiwilliges soziales Jahr 

Insofern ein Beamter ein freiwilliges soziales Jahr nach dem JFDG für einen Zeit-

raum von einem Jahr absolviert, werden folgende Unterschiede festgestellt. Auf-

grund der Ableistung eben dieses sozialen Jahres ist die Pflicht, Grundwehr-

dienst oder Zivildienst zu leisten, nicht erloschen. 

9.8.1 Sachsen und Thüringen 

Ein freiwilliges soziales Jahr ist im FS Sachsen sowie im FS Thüringen nicht be-

rücksichtigungsfähig, insbesondere nicht nach § 28 Abs. 1 Nr. 2 SächsBesG 

bzw. § 24 Abs. 1 Satz 3 ThürBesG.  

9.8.2 Bund 

Beim Bund ist die Zeit des freiwilligen sozialen Jahres gem. § 28 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 3 BBesG bei der Festsetzung des EDA berücksichtigungsfähig, da der Zeit-

raum mindestens vier Monate nicht unterschreitet und maximal zwei Jahre nicht 

überschreitet. 

9.8.3 Bayern 

Im FS Bayern kann eine Zeit nach dem JFDG nur berücksichtigt werden, wenn 

dadurch die Ableistung des freiwilligen sozialen Jahres nicht die Pflicht, Grund-

wehrdienst oder Zivildienst zu leisten, erloschen ist (§ 3 Abs. 1 Satz 1 WPflG in 

Verbindung mit § 14c Abs. 1 Satz 1 ZDG). Der Jugendfreiwilligendienst nach 

dem JFDG im Rahmen eines freiwilligen sozialen Jahres ist insbesondere nicht 

nach Art. 31 Abs. 1 Nr. 2 a BayBesG zu berücksichtigen, da durch die Ableistung 

des freiwilligen sozialen Jahres nicht die Pflicht, Grundwehrdienst oder Zivildienst 

zu leisten, erloschen ist.  

9.9 Anderer Dienst im Ausland 

Im Zuge eines weiteren Fallbeispiels leistete ein Beamter für ein Jahr einen an-

deren Dienst im Ausland bei einem hierfür anerkannten Träger ab. Mit Schreiben 

teilte das Bundesamt für den Zivildienst dem Beamten mit, dass deshalb gem. 
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§ 14 b Abs. 2 ZDG die Pflicht des Beamten, Zivildienst außerhalb des Verteidi-

gungsfalls zu leisten, erloschen ist. 

9.9.1 Bund 

Beim Bund umfasst Zivildienst (nach dem Zivildienstgesetz (ZDG) auch den 

wehrpflichtbefreienden anderen Dienst im Ausland nach § 14b Absatz 1 ZDG. 

Der andere Dienst im Ausland ist hier nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BBesG bei 

der Festsetzung des EDA berücksichtigungsfähig, da dieser mindestens vier Mo-

nate und längstens zwei Jahre abgeleistet wurde.  

9.9.2 Sachsen, Thüringen und Bayern 

Die Tätigkeit beim anderen Dienst im Ausland unterfällt insbesondere nicht der 

allein in Betracht kommenden Alternative der „Zeiten eines Zivildienstes“ in 

§ 28 Abs. 1 Nr. 2 SächsBesG, § 24 Abs. 1 Satz 3 ThürBesG bzw. Art. 31 Abs. 1 

Nr. 2 BayBesG. „Wie sich aus § 14 b Abs. 1 Satz 1, Satz 2 und Abs. 2 ZDG 

ergibt, stellt der andere Dienst im Ausland gerade keinen Zivildienst dar. Er führt 

vielmehr zur Nichtheranziehung zum Zivildienst [...] [bis zum] Erlöschen der Zivil-

dienstpflicht in Gänze oder im Umfang der zurückgelegten Zeit“109  

 

                                                 

109
 VG Gera, Urt. v. 02.05.2018 – 1 K 194/16 Ge-, juris, Rn. 27 
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10 Fazit 

Der Bund sowie die FS Sachsen, Thüringen und Bayern haben bezüglich der 

Regelungen über die Festsetzung des EDA eine ähnliche Grundstruktur110. Den-

noch hat jedes hier behandelte Bundesland spezielle Eigenheiten. Genau diese 

gehen besonders aus der Untersuchung in Ziff. 9 hervor.  

Im Rahmen der Untersuchung der Stufenlaufzeit sind Beamte beim Bund mit 

maximal 23 Jahren wesentlich schneller in der Endstufe angelangt als die oben 

genannten Bundesländer. Der bayrische Beamte benötigt von der Anfangsstufe 

bis zur Endstufe 28 Jahre. Die längste maximale Stufenlaufzeit haben Beamte in 

den FS Sachsen und Thüringen mit maximal 32 Jahren. Gelangt ein Beamter 

schneller in höhere Stufen, bekommt er daher auch schneller höhere DB.  

Des Weiteren ist aufgefallen, dass der Bund und der FS Bayern Kinderbetreu-

ungs- und Pflegezeit berücksichtigen, egal ob diese innerhalb oder außerhalb 

einer berücksichtigungsfähigen Zeit liegen. Währenddessen erkennen die FS 

Sachsen und Thüringen diese Tätigkeit nur als Erfahrungszeiten an, wenn diese 

in einer berücksichtigungsfähigen Zeit liegt. Sächsische und bayrische Beamte 

haben jedoch bei der Anerkennung von Pflegezeiten einen deutlich weiter ge-

fassten Personenkreis bezüglich der pflegebedürftigen Angehörigen.111 Sofern 

Beamte eine Pflegezeit (aber auch Kinderbetreuungszeit) in ihrem Werdegang 

vorweisen können, haben die Beamten des FS Thüringen die kritischsten Rege-

lungen zur Berücksichtigung dieser Zeiten.  

Stattdessen ist der FS Thüringen bei der Berücksichtigung von Zeiten als Lehr-

kraft an Ersatz- oder Auslandsschulen weitaus großzügiger als der FS Sachsen. 

Sächsische Lehrer, die an Ersatzschulen oder Auslandschulen tätig waren, sind 

im Vergleich112 schlechter gestellt, da diese Tätigkeiten nicht als Erfahrungszei-

ten berücksichtigt werden. Der FS Thüringen berücksichtigt zwar ebenfalls den 

Auslandschuldienst nicht, dafür jedoch eine Lehrtätigkeit an einer Ersatzschule. 

Der Bund und der FS Bayern erkennen beide genannten Zeiten als Erfahrungs-

zeiten an.  

                                                 

110
 Vgl. Ziff. 8 im Fließtext 

111
 Vgl. Ziff. 9.5 im Fließtext 

112
 Vgl. Anlage 2 
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Bei der Berücksichtigung gesellschaftlich relevanter Vordienstzeiten113 ist der 

Bund abermals der Vorreiter. Beim Bund werden Zeiten bei einem freiwilligen 

sozialen bzw. ökologischen Jahr und Zeiten eines anderen Dienstes im Ausland 

bei der Festsetzung des EDA ebenfalls berücksichtigt. Der FS Bayern berück-

sichtigt zwar ein freiwilliges soziales Jahr, jedoch nur soweit dadurch nicht die 

Pflicht, Grundwehrdienst oder Zivildienst zu leisten, erloschen ist. Ein anderer 

Dienst im Ausland ist im FS Bayern nicht berücksichtigungsfähig. Beide oben 

genannten Zeiten sind weder im FS Sachsen noch im FS Thüringen anerken-

nungsfähig.  

Weiterhin berücksichtigt nur der Bund ein mit Master abgeschlossenes Hoch-

schulstudium oder einem vergleichbaren Abschluss, sofern dieser für die Verbe-

amtung in den höheren Dienst vorausgesetzt war. Bei den drei Bundesländern ist 

hinsichtlich solcher Zeiten nichts geregelt und wird somit nicht als Erfahrungszeit 

angerechnet. 

Andererseits werden beim Bund keine unterwertigen Tätigkeiten auf das EDA 

angerechnet. In den drei FS Sachsen, Thüringen und Bayern hingegen ist eine 

unterwertige Tätigkeit irrelevant, soweit die Tätigkeit hauptberuflich bzw. haupt-

beruflich bei einem öffentlichen Dienstherrn ausgeübt wurde.  

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass Beamte im höheren Dienst mit 

einem Masterabschluss bzw. vergleichbaren Abschluss im Geltungsbereich des 

Bundes die besten Voraussetzungen für eine höhere Festsetzung der Erfah-

rungsstufe haben. Beamte, die vor dem Diensteintritt unterwertige Tätigkeiten 

ausgeübt haben, sollten hingegen eine Ernennung im Geltungsbereich der FS 

Sachsen, Thüringen und Bayern in Erwägung ziehen, da diese Bundesländer 

weitaus optimalere Vorschriften zur Anrechnung dieser Erfahrungszeiten bieten. 

Lehrer hingegen sollten sich am Bund und dem FS Bayern orientieren, wobei der 

FS Sachsen sich als am wenigsten lehrerfreundlich herauskristallisiert. Auch im 

Falle eines „anderen Dienstes im Ausland“ sollte den Beamten bewusst sein, 

dass die Bundesländer Sachsen und Thüringen im Gegensatz zum Bund und 

dem FS Bayern diese Vordienstzeit nicht bei der Festsetzung des EDA berück-

sichtigt.  

                                                 

113
 Vgl. 4.1.3, 4.1.4, 5.1.2, 5.1.3, 5.1.4, 6.1.4, 6.1.4.1, 7.2.2 im Fließtext 
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Die Regelungen des FS Bayern und des Bundes sind bei der Festsetzung des 

EDA aufgrund der großzügigen Regelungen über die Anrechnung berücksichti-

gungsfähiger Vordienstzeiten sehr zum Vorteil des Beamten. Demgegenüber 

stehen die sehr strengen Regelungen der FS Sachsen und Thüringen. Ungeach-

tet dessen haben alle Bundesländer bzw. der Bund andere Prioritäten bei der 

Berücksichtigung der Erfahrungszeiten.  

Bezugnehmend auf die Forschungsfrage lässt sich nach der Beschäftigung mit 

den hier behandelten Literaturen, Gesetzen und Urteilen sagen, dass die Rege-

lungen über die Berücksichtigung von Erfahrungszeiten bei der Festsetzung des 

EDA im Bund und FS Bayern weitaus großzügiger gestaltet sind, als bei den FS 

Sachsen und Thüringen. Ein Beamter, der in den Geltungsbereich des Bundes 

und des FS Bayern eintritt, hat daher höhere Chancen weitaus mehr Erfahrungs-

dienstzeiten berücksichtigt zu bekommen, als die Beamten im FS Sachsen und 

Thüringen.  
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Anlage 1  

individuelle Stufenlaufzeit des Bundes und der Bundesländer Sachsen, Thürin-

gen und Bayern in Jahren 

  Bund FS Sachsen 
FS Thürin-

gen 
FS Bayern 

Stufe 1  2 2 2   

Stufe 2 3 2 2 2 

Stufe 3 3 2 2 2 

Stufe 4 3 2 2 3 

Stufe 5 4 3 3 3 

Stufe 6 4 3 3 3 

Stufe 7 4 3 3 3 

Stufe 8 Endstufe 3 3 4 

Stufe 9   4 4 4 

Stufe 10   4 4 4 

Stufe 11   4 4 Endstufe 

Stufe 12   Endstufe Endstufe   

Gesamtstufenlauf-
zeit 

23 32 32 28 
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Anlage 2  

Beispielhafter Vergleich der berücksichtigungsfähigen Erfahrungszeiten bei der 

Festsetzung des EDA beim Bund und bei den Bundesländern Sachsen, Thürin-

gen und Bayern 

  Bund FS 

Sach-

sen 

FS Thü-

ringen 

FS Bayern 

Studium allg. nein nein nein nein 

Studium mit Master-

abschluss 

ja, wenn Einstellungs-

voraussetzung vorlie-

gen 

nein nein nein 

Zeiten einer unterwer-

tigen Tätigkeit 

nein ja ja ja 

Elternzeit außerhalb 

einer berücksichti-

gungsfähigen Zeit 

ja nein nein ja 

Pflegezeit innerhalb 

einer berücksichti-

gungsfähigen Zeit 

(Ehegatte der Ge-

schwister) 

nein ja nein ja 

Lehrkraft an einer 

Ersatzschule mit über-

hälftiger Teilzeit 

ja nein ja ja 

Pädagogischer Mitar-

beiter an einer Schule 

im Ausland 

ja nein nein ja 
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Freiwilliges soziales 

Jahr 

ja nein nein ja, soweit 

dadurch nicht 

die Pflicht, 

Grundwehr-

dienst oder 

Zivildienst zu 

leisten, erlo-

schen ist 

Anderer Dienst im 

Ausland 

ja nein nein nein 
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Bayerisches Hochschulgesetz vom 23.05.2006 (GVBl. S. 245, BayRS 2210-1-1-

WK), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 24.07.2020 (GVBl. S. 382) geän-

dert worden ist 

Berufliches Rehabilitierungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 

01.07.1997 (BGBl. I S. 1625), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
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22.11.2019 (BGBl. I S. 1752) geändert worden ist 

Bundesbesoldungsgesetz in der Neufassung vom 19.06.2009 (BGBl.I S. 1434), 

das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes zur Änderung des Beamtenstatusgeset-

zes sowie weiterer dienstrechtlicher Vorschriften vom 29.11.2018 (BGBl. I S. 

2232) geändert worden ist 

Bundesfreiwilligendienstgesetz vom 28.04.201 (BGBl. I S. 687) 

Bundesfreiwilligendienstgesetz vom 28.04.2011 (BGBl. I S. 687), das zuletzt 

durch Artikel 50 des Gesetzes vom 12.12.2019 (BGBl. I S. 2652) geändert wor-

den ist 

Dienstrechtneuordnungsgesetz vom 05.02.2009 (BGBl. I S. 160, 462); das zu-

letzt durch Artikel 5 G. vom 20.12.2011 (BGBl. I S. 2842) geändert worden ist 

Eignungsübungsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 

53-5, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 11a des Ge-

setzes vom 11.12.2018 (BGBl. I S. 2387) geändert worden ist 

Einigungsvertrag vom 31.08.1990 (BGBl. 1990 II S. 889), die zuletzt durch Artikel 

32 Absatz 3 des Gesetzes vom 27.06.2017 (BGBl. I S. 1966) geändert worden ist 

Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 08.10.2009 

(BGBl. I S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

10.03.2021 (BGBl. I S. 330) geändert worden ist 

Einsatz-Weiterverwendungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 

04.09.2012 (BGBl. I S. 2070), das zuletzt durch Artikel 61 der Verordnung vom 

19.06.2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist 

Entwicklungshelfer-Gesetz vom 18.06.1969 (BGBl. I S. 549), das zuletzt durch 

Artikel 21 des Gesetzes vom 20.12.2011 (BGBl. I S. 2854) geändert worden ist 

Erlass des Thüringer Finanzministeriums vom 25.11.2019, P 1500 – 0409/2018 – 
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14.14 

Fraktionsrechtsstellungsgesetz vom 24.08.1998 (SächsGVBl. S. 459; 1999 S. 

130), das zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 14.12.2018 (SächsGVBl. S. 

782) geändert worden ist 

Fraktionsrechtsstellungsgesetz vom 24.08.1998 (SächsGVBl. S. 459; 1999 S. 

130), das zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 14.12.2018 (SächsGVBl. S. 

782) geändert worden ist 

Gesetz über den Ausgleich beruflicher Benachteiligungen für Opfer politischer 

Verfolgung im Beitrittsgebiet – Berufliches Rehabilitierungsgesetz (BerRehaG) 

vom 01.07.1997 (BGBl. I S. 1625), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes 

vom 20.11.2015 (BGBl. I S. 2010) geändert worden ist 

Gesetz über den Einfluß von Eignungsübungen der Streitkräfte auf Vertragsver-

hältnisse der Arbeitnehmer und Handelsvertreter sowie auf Beamtenverhältnisse 

(Eignungsübungsgesetz) in der bereinigten Fassung vom 20.01.1956 (BGBl. III, 

Gliederungsnummer 53-5), das zuletzt durch Art. 11a G v. 11.12.2018 (BGBl. I S. 

2387) geändert worden ist 

Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Abgeordneten des Thüringer Landtags in 

der Fassung vom 09.03.1995 (GVBl. S. 121), das zuletzt durch Gesetz vom 

21.12.2020 (GVBl. S. 680) geändert worden ist 

Gesetzesbegründung zu Art. 31 Abs. 2 BayBesG, LT-Drs. 16/3200, S. 382 

Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland vom 23.05.1949 (BGBl. S. 1) in 

der veröffentlichten bereinigten Fassung (BGBl. III, Gliederungsnummer 100-1), 

das zuletzt durch Artikel 1 u. 2 Satz 2 des Gesetzes vom 29.09.2020 (BGBl. I S. 

2048) geändert worden ist 

Jugendfreiwilligendienstegesetz vom 16.05.2008 (BGBl. I S. 842), das zuletzt 

durch Artikel 47 des Gesetzes vom 12.12.2019 (BGBl. I S. 2652) geändert wor-

den ist 
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Leistungslaufbahngesetz (LlbG) vom 05.08.2010 (GVBl. S. 410, 571, BayRS 

2030-1-4-F), das zuletzt durch Gesetz vom 24.07.2020 (GVBl. S. 368) geändert 

worden ist  

Leistungslaufbahngesetz vom 05.08.2010 (GVBl. S. 410, 571, BayRS 2030-1-4-

F), das zuletzt durch Gesetz vom 24.07.2020 (GVBl. S. 368) geändert worden ist 

Pflegezeitgesetz vom 28.05.2008 (BGBl. I S. 874, 896), das zuletzt durch Artikel 

5 des Gesetzes vom 29.03.2021 (BGBl. I S. 370) geändert worden ist 

Pflegezeitgesetz vom 28.05.2008 (BGBl. I S. 874, 896), das zuletzt durch Artikel 

4c des Gesetzes vom 22.12.2020 (BGBl. I S. 3299) geändert worden ist 

Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27.11.2000 zur Festlegung eines allgemei-

nen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und 

Beruf, Amtsblatt Nr. L 303 vom 02/12/2000 S. 0016 – 0022 

Sächsisches Besoldungsgesetz vom 18.12.2013 (SächsGVBl. S. 970, 1005), das 

zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20.08.2019 (SächsGVBl. S. 662) geän-

dert worden ist 

Sächsisches Dienstrechtsneuordnungsgesetz vom 18.12.2013 (SächsGVBl. S. 

970) 

Sächsisches Gesetz über Schulen in freier Trägerschaft vom 08.07.2015 

(SächsGVBl. S. 434), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15.07.2020 

(SächsGVBl. S. 376) geändert worden ist 

Sächsisches Gesetz über Schulen in freier Trägerschaft vom 08.07.2015 

(SächsGVBl. S. 434), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15.07.2020 

(SächsGVBl. S. 376) geändert worden ist 

Soldatengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 30.05.2005 (BGBl. I S. 

1482), das zuletzt durch Artikel 188 der Verordnung vom 19.06.2020 (BGBl. I S. 

1328) geändert worden ist 
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Sozialgesetzbuch (SGB) - Elftes Buch (XI) – Soziale Pflegeversicherung in der 

Neufassung vom 26.05.1994 (BGBl. I S. 1014), das zuletzt durch Artikel 3 des 

Gesetzes vom 23.10.2020 (BGBl. I S. 2220) geändert worden ist 

Thüringer Abgeordnetengesetz (ThürAbgG) in der Fassung vom 09.03.1995 

(GVBl. 1995, 121), das zuletzt durch h Gesetz vom 21.12.2020 (GVBl. S. 680) 

geändert worden ist 

Thüringer Beamtengesetz vom 12.08.2014, das zuletzt durch Artikel 2 des Ge-

setzes vom 30.07.2019 (GVBl. S. 303, 311) geändert worden ist 

Thüringer Beamtenversorgungsgesetz vom 22.06.2011 (GVBl. 2011, 99), das 

zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 30.07.2019 (GVBl. S. 298, 301) geän-

dert worden ist 

Thüringer Besoldungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 

18.01.2016 (GVBl. 2016, 1, 166, 202), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 09.07.2019 (GVBl. S. 286) geändert worden ist 

Thüringer Gesetz über Schulen in freier Trägerschaft vom 20.12.2010 (GVBl. 

2010, 522), das zuletzt durch Gesetz vom 21.12.2020 (GVBl. S. 662) geändert 

worden ist 

Thüringer Schulgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 30.04.2003 

(GVBl. S. 238), das zuletzt geändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 

11.06.2020 (GVBl. S. 277) 

Wehrpflichtgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.08.2011 (BGBl. I 

S. 1730), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 08.04.2013 

(BGBl. I S. 730) geändert worden ist 

Zivildienstgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2005 (BGBl. I 

S. 1346), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 12.12.2019 (BGBl. I S. 

2652) geändert worden ist 
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Verwaltungsanweisungen 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundesbesoldungsgesetz vom 

14.06.2017 (GMBl 2017 Nr. 25-28, S. 430)  

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Thüringer Besoldungsgesetz vom 

28.05.2009 (ThürStAnz. 2009, S. 1063), die zuletzt durch Verwaltungsvor-

schrift vom 26.04.2019 (ThürStAnz. 2019, S. 873) geändert worden ist 

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen über die 

Bayerischen Verwaltungsvorschriften zum Besoldungsrecht und Nebengebie-

ten vom 22.12.2010 (FMBl. 2011 S. 9, StAnz. 2011 Nr. 2), die zuletzt durch 

Bekanntmachung vom 22.10.2018 (FMBl. S. 186) geändert worden ist 

Gesetzesentwurf der Bundesregierung vom 12.11.2007 

Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27.11.2000 zur Festlegung eines allge-

meinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäfti-

gung und Beruf 

Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen zum 

Vollzug des Sächsischen Besoldungsgesetzes vom 17.11.2015 (SächsABl. 

SDr. 2016 S. S 2), die zuletzt enthalten in der Verwaltungsvorschrift vom 

09.12.2019 (SächsABl. SDr. S. S 352) 
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